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I. VORBEMERKUNG 

Die CDU Hessen legt ihr Programm für die Landtagswahl im Jahre 1978 vor. 
Das Programm schreibt die innerparteiliche Diskussion der letzten Jahre 
sowie der Landtagsarbeit seit Beginn der Wahlperiode 1974 bis 197~ fort. 
Die CDU Hessen hat sich in dieser Zeit auf Fachtagungen, Kongressen und 
in parlamentarischen Initiativen mit allen Bereichen der hessischen 
Landespolitik wegweisend befaßt. 

Die Hessische CDU hat ihren Programmentwurf sehr frühzeitig der 
Öffentlichkeit vorgelegt. So war eine sehr eingehende Diskussion 
innerhalb und außerhalb der Partei möglich. Zahlreiche Organisationen, 
Verbände und interessierte Einzelpersonen haben zu dem Programm­
entwurf Stellung genommen. Viele Anregungen konnten in das Programm 
aufgenommen werden. Auch die Organisationen und Gliederungen der CDU 
Hessen haben sich intensiv mit dem Programmentwurf befaßt. Eine Fülle 
von Änderungsanträgen sowie redaktionelle Änderungen wurden einge­
arbeitet und berücksichtigt. Damit ist das vorliegende Programm das 
Spiegelbild einer lebendigen, offenen und kritischen Partei, die da-
mit in den wesentlichen landespolitischen Fragen SPD und F.D.P. konkrete 
Alternativen gegenüberstellt. 

Mit ihrem Programm will die CDU Hessen als stärkste politische Kraft 
diesem Land nach dem 8. Oktober 1978 neue Impulse und eine 
positive, liberale Richtung geben. 
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II. DEMOKRATISCHES GRUNDPRINZIP 

- ·WECHSEL IN DER POLITISCHEN VERANTWORTUNG 

(1) Die CDU Hessen ist aus den Landtagswahlen von 1974 als stärkste politische 
Kraft hervorgegangen. Die Kommunalwahlen vom 2o. März 1977 haben gezeigt, daß 
der Wähler auch in vielen Städten, Gemeinden und Landkreisen eine Verlängerung 
der SPD-Dauerherrschaft nicht mehr wünscht. Am 8. Oktober 1978 gilt es, die 
SPD/F.D.P.-Koalition abzulösen. Die SPD ist eine Partei, die sich in der über 
33jährigen Dauerherrschaft verbraucht, verschlissen und in Skandale verstrickt 
hat. Ihre Männer an der Spitze können nur noch mühsam verwalten. Sie haben nicht 
mehr die Kraft, das Land zu führen. Sie sind nicht mehr in der Lage, die notwen­
digen Zukunftsentscheidungen zum Wohle der Bürger zu treffen. 

(2) Die F.D.P. hat es seit 1970 ermöglicht, eine sozialistische Politik in diesem 
lande zu betreiben. Selbst als sich die Skandale (Helaba, Spendenaffären) häu 
ten, hat die F.D.P. nicht die Kraft gefunden, sich aus der Umarmung der SPD zu 
lösen. Die CDU wollte den Weg freimachen und die Entscheidung in die Hände des 
Wählers zurückgeben. Dazu beantragte sie im Mai 1977 die Auflösung des Land­
tags. Die F.D.P. stimmte mit der SPD gegen die CDU. So hat es die F.D.P . zu ver­
antworten, daß bis Ende 1978 diesem Land eine verbrauchte und unglaubwürdige 
Regierung und einem farblosen, entschlußschwachen Ministerpräsidenten zugemutet 
wird. Es bleiben die Fehler in der Schulpolitik, in der Hochschulpolitik, in 
weiten Bereichen der inneren Sicherheit, es bleibt die parteipolitische Verkru­
stung, die durch die Dauerherrschaft der SPD entstanden ist. Unter neuen Phra­
sen wird die alte, sozialistische Politikweiterbetrieben und als "Bürgernähe" 
verkauft. Am 17. Juni 1978 hat sich die F.D.P. erneut auf eine Koalition mit 
der SPD festgelegt. Sie will der SPD bewußt das 34. bis 37 . Regierungsjahr er­
möglichen. Damit hat die F.D.P. bewiesen, daß sie sich in Hessen nicht mehr aus 
der Umklammerung der SPD aus eigener Kraft lösen kann. 

(3) Die CDU Hessen ist angetreten, um als einzige Alternative in Hessen, als unver­
brauchte Kraft das Vertrauen der Mehrheit der Bürger zur politischen Führung 
in diesem lande zurückzugewinnen. Hessen verdient eine Regierung, der die Bürger 
wieder vertrauen können und die von Tatkraft, Entscheidungsfreude und Gestal­
tungswillen gekennzeichnet ist. Es gilt, Parteibuchwirtschaft, Ämterpatronage, 
eine von innerparteilichen Querelen gekennzeichnete SPD und deren skandalge­
zeichnete Politiker abzulösen. 
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III. BILDUNG IN FREIHEIT 

(4) Der wichtigste Bereich der Landespolitik ist die Bildungspolitik. Bildung 
vollzieht sich in verantworteter Freiheit. Sie befähigt den heranwachsenden 
Menschen, sein Leben verantwortlich zu gestalten und seine Entwicklungschan­
cen wahrzunehmen. Jedem Bürger eine seinen Anlagen und Fähigkeiten entsprechen­
de Bildungschance zu geben, ist Pflicht des Staates; die Angebote wahrzu­
nehmen,ist Recht des Staatsbürgers. 

(5) Die grundlegenden Wertentscheidungen unserer freiheitlichen Staats- und Ge­
sellschaftsordnung müssen das Bildungswesen und seine Institutionen prägen. 
In den Bildungseinrichtungen müssen diese Wertentscheidungen stets aufs neue 
einsichtig gemacht werden; Bildungseinrichtungen haben insoweit einen Treu­
handcharakter für das Weiterleben unserer verfassungsmäßigen Grundordnung. 

,~) Das Bildungswesen muß den unterschiedlichen Begabungen und Fähigkeiten und dem 
unterschiedlichen Leistungsvermögen der Menschen gerecht werden und deshalb 
vielfältig gegliedert sein. Ein gleichmacherisches Bildungssystem zerstört 
die individuellen Entwicklungschancen und geht an der Wirklichkeit unserer 
hochdifferenzierten arbeitsteiligen Gesellschaft vorbei. Nur ein gegliedertes 
Bildungssystem, das Sackgassen vermeidet, kann auch zur sozialen Gerechtig­
keit beitragen. 

(7) Bildung endet nicht mit einem beliebigen Bildungsabschluß, sondern vollzieht 
sich auch in beruflicher Erfüllung. Deswegen ist eine Verknüpfung des Bildungs­
systems mit der Berufswelt lebenswichtig. 

(8) Bildung soll Kultur erschließen, immer neue Generationen in die Überlieferung 
unseres Kulturkreises einführen . Insoweit ist Bildung ohne die Kenntnis ge­
schichtlicher zusammenhänge und Entwicklungen nicht denkbar. Daher muß der 
Geschichtsunterricht wieder in den Rang eingesetzt werden, der ihm auch ver­
fassungsmäßig zusteht. 

(9) Das Bildungswesen ist im vergangenen Jahrzehnt durch schwerwiegende Fehlent­
scheidungen in Unordnung gebracht worden, die in Hessen einen besonderen Höhe­
punkt erreicht haben. Die unmittelbaren Folgen zeigen sich vor allem im Ver­
trauensschwund der Eltern gegenüber der Schule, in der kritischen Lage vieler 
Jugendlicher, die keine Ausbildungsmöglichkeiten finden, an der Schwelle zur 
Arbeitswelt scheitern. Die CDU wird deshalb in der Regierungsverantwortung 
auf diesem Gebiet eine entschiedene Kurskorrektur durchsetzen und das Bildungs­
wesen entsprechend der öffentlichen Verantwortung für die hohen finanziellen 
Aufwendungen mit Vernunft und Augenmaß gestalten. 

1. Unterrichtsausfall beseitigen 

(lo) Eine vorrangige Aufgabe der Schulpolitik ist es, den Unterrichtsausfall zu be­
seitigen. Es müssen deshalb mehr Lehrer unter Berücksichtigung der Mangelfächer 
eingestellt werden. Eine CDU - Landesregierung wird 1000 neue Lehrerplanstellen 
schaffen. 

(11) Die vielfältigen Schulversuche in Hessen sowie weitere Entwicklungsvorhaben im 
Bereich der Kultusverwaltung werden mit der Zielsetzung durchforstet, unnötig 
vergeudete Lehrerarbeitszeit einzusparen und freiwerdende Arbeitskraft zur Ab­
deckung des Unterrichtssolls zu verwenden. 



(12) 

(13) 

(14) 
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Um örtlich auftretende Engpässe der Unterrichtsversorgung (Schwangerschafts­
urlaub, Krankheiten) zu überbrücken, wird eine sog. "Lehrerfeuerwehr" auf­
gestellt, die in solchen Fällen in flexibler Form einzusetzen ist. Diebe­
reits von der CDU auf kommunaler Ebene im Bereich vieler Schulträger einge­
richtete Lehrerfeuerwehr wird vom Land übernommen und auf 500 Stellen ausge­
weitet. 

Eine globale Arbeitszeitverkürzung für Lehrer kommt nicht in Betracht. Es ist 
jedoch gemeinsam mit anderen Bundesländern ein Konzept für eine Neuregelung 
der Lehrerarbeitszeit nach fachspezifischen und schulartspezifischen Gesichts­
punkten zu erarbeiten. 

2. Schulsystem vernüftig gliedern 

Die CDU tritt für ein nach Begabungsschwerpunkten gegliedertes Schulwesen 
ein, das verschiedenartig aber gleichwertige Schullaufbahnen sowie übergangs­
möglichkeiten von einem Bildungsweg zu anderen (Durchlässigkeit) enthält. 
Damit wird das Recht der Eltern auf freie Wahl des Bildungswesens ihrer Kin­
der und das Recht des jungen Menschen auf Entfaltung seiner Persönlichkeit 
im Bildungswesen gewährleistet. 
Die einseitige Ausrichtung auf ein Einheitsschulssystem durch integrierte För­
derstufen, Gesamtschulen, Einheitsstundentafeln, Einheitslehrpläne (Rahmen­
richtlinien) und Einheitslehrerbildung (Stufenlehrer), die von der bisherigen 
Landesregierung betrieben wurde, hat sich als ein extrem teures, wirklichkeits­
fremdes und letztlich inhumanes Experiment erwiesen, das auf dem Rücken der 
Schüler, Eltern und Lehrer ausgetragen wurde. 

(15) Beim Ausbau des gegliederten Schulwesens wird eine von der CDU geführte Landes­
regierung folgende Maßstäbe anlegen: 

a) Das gegliederte Schulsystem im allgemeinbildenden und berufsbildenden Be­
reich wird nach dem Grundsatz der pädagogischen Eigenständigkeit der Schul­
arten ausgebaut. Der berufsvorbereitende Charakter der Schule ist auch im 
allgemeinbildenden Schulwesen stärker zu beachten. 

b) Die pädagogische Eigenständigkeit der Schularten wird durch die Lehrpläne 
und Stundentafeln sowie durch die Lehrerbildung gewährleistet . 

c) Die Obergangsmöglichkeiten von einer Schulart zur anderen werden schritt­
weise durch Zusatzkurse, insbesondere Förderkurse, verbessert . 

d) Für die Weiterentwicklung der integrierten und schulformbezogenen Gesamt­
schulen ist in erster Linie der Elternwille maßgebend. Die CDU wird auf 
diesem Gebiet eine Politik betreiben, die den Willen der Betroffenen berück­
sichtigt und alles vermeiden, was neue Unruhe im Schulwesen stiften würde. 
In Gebieten, in denen das weiterführende Schulwesen auf integrierte Gesamt­
schulen beschränkt ist, werden die Wahlmöglichkeiten der Eltern und Schüler 
durch ein konkurrierendes Angebot mit Schulen des gegliederten Schulsystems 
wiederhergestellt. Ein wissenschaftlich offener System- und Leistungsver­
gleich zwischen beiden Schulsystemen soll als Entscheidungshilfe für die 
künftige Schulentwicklungsplanung dienen. 

e) Rechtswidrige Maßnahmen der bisherigen Landesregierung, durch die die Haupt­
und Realschulen, die Unter- und Mittelstufe der Gymnasien sowie schulform-
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bezogenen Gesamtschulen auf den Weg der Ei nhe i.tss chu) e gedr.ängt l'{µrden, wer­
den zugunsten des Prinzips der pädagogischen Eigenstandigkeit zuruckgenom-
men. 

f) Die Bildungsinhalte und Bildungsabschlüsse der integrierten„Gesam~schule 
werden so definiert, daß die Gleichwertigkeit mit den Abschlus~en.im ge­
gliederten Schulwesen gesichert ist. Damit wird eine Quelle $ta n~iger Un-. 
sicherheit, die aus dem Versuchscharakter der Schulen erwachsen ist, besei­
tigt. 

g) Massenschulen werden nicht mehr gebaut. übergroße Schulsysteme sind pä­
dagogisch schädlich, verkomplizieren die Verwaltung und ziehen ho~e Ne~en­
kosten, insbesondere durch Schülertransporte, nach sich. Neue Baurichtlinien 
sollen unter anderem berücksichtigen 
- maßvolle Richtgrößen für die Schülerzahlen, 
- das Verbot fensterloser Schulräume, 
- ausreichende Klassenräume, so daß jeder Schüler in der Schule "seinen 

Platz" hat, 
- genügend große Aufenthaltsräume und Schulhöfe, die auch zum Spielen 

geeignet sind. 

3. Lehrpläne statt Rahmenrichtlinien 

(16) Der Versuch durch Rahmenrichtlinien die Bildungsinhalte der Schulen in Hessen 
zu erneuern: ist gescheitert. Dafür sind vor allem folgende Gründe maßgeblich: 

Als Einheitslehrpläne für alle Schüler gehen die Rahmenrichtlinien an der 
Schulwirklichkeit vorbei. Ein wesentlicher Teil der bisher vorgelegten Rahmen­
richtlinien hält trotz vielfältiger Proteste in der gesamten Öffentlichkeit 
immer noch an einem marxistischen Grundkonzept fest und zielt so auf gesell­
schaftliche Intoleranz und Klassenkampf. Der Versuch, den Unterricht bis .in 
alle Einzelheiten zu regeln, zerstört die Lehrfreiheit des Lehrers und nimmt. 
ihm jede pädagogische Initiative. Die Absicht, im Wege der Lernzielsetzung eine 
Verhaltenssteuerung der Schüler betreiben zu wollen, und so die S~hule als He­
bel der Gesellschaftsveränderung zu mißbrauchen, ist verfassungswidrig. 

(17) Eine von der CDU gestellte Regierung wird bei der Festlegung der Bildungsinhal­
te einen sinnvolleren Weg beschreiten: 

a) die Erprobung der Rahmenrichtlinien wird beendet,.die ~mstrittenen Rah~en~ 
richtlinien für Gesellschaftslehre Deutsch und Biologie werden unverzuglich 
zurückgezogen und mit Zustimmung d~s Landeselternbeirates durch parteipoli­
tisch neutrale Lehrpläne ersetzt. 

b) Die Bildungsziele und die wesentlichen Normen, an den~n sich die Lehrplän~ 
zu orientieren haben, werden durch Gesetz geregelt. Fur diese Regelun~, mit 
der die Gebote der Schulartikel der Hessischen Verfassung gesetzgeberisch 
ausgestaltet werden, wird eine breitere Obereinstimmung in der gesamten Be­
völkerung erstrebt. 

c) Die Bildungspläne der einzelnen Schularten und die Lehrpläne für die Unt~r­
richtsfächer sollen Grundsätze und Mindestanforderungen enthalten und keine 
Detailregelungen treffen. 
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d) Für die Arbeit an den neuen Lehrplänen werden Wissenschaftler und Schulprak­
tiker herangezogen, die nicht nur einseitig einer weltanschaulichen Rich­
tung verpflichtet sind. 
Demokratisches Denken verlangt von neuen Lehrplänen grundsätzlich, daß sie 
- die Entfaltungsmöglichkeiten der Schüler und Lehrer verbessern, 
- die Verpflichtung des einzelnen gegenüber unserem Staat und unserer Ge-

sellschaft berücksichtigen, 
- dem gemeinsamen Erziehungsauftrag von Elternhaus und Schule gerecht wer­

den. 

e ) Die neuen Lehrpläne sollen einem geordneten und systematischen Wissensaufbau 
dienen . Die selbständigen Unterrichtsfächer Geschichte,Erdkunde und Sozial­
kunde werden wiederhergestellt. Dabei ist auch die Ostkunde zu berücksichti ­
gen . Ein integriertes Fach Gesellschaftslehre wird es nicht geben. 

f) Rechtskunde und Wirtschaftskunde erhalten innerhalb der politischen Bildung 
einen gesicherten Platz. 

( lB) Eine CDU -Landesregierung wird das Schulbuchwesen auf verbesserte Grundlagen stel­
len: 

a) Schulbücher sollen dazu dienen, das Vermitteln von Wissen und den Aufbau von 
Urteilskraft zu erleichtern. Politisch indoktrinierende Schulbücher und 
Unterrichtsmaterialien dürfen nicht zugelassen werden. 

b) Das Zulassungsverfahren für Schulbücher wird neu geordnet; Die Anonymität 
der Schulbuchgutachten wird aufgegeben; alle Zulassungskriterien werden ver­
öffentlicht. 

c ) Im System der Lernmittelfreiheit wird die Obereignung von Schulbüchern schritt­
weise eingeführt und das bisherige Ausleihverfahren abgebaut. 

4. Elternrecht sichern 

( 19) Grundgesetz und Hessische Verfassung garantieren das vorrangige Erziehungsrecht 
der Eltern. Im Bereich der Schule haben Staat und Elternhaus nach dem Willen 
des Bundesverfassungsgerichtes einen gemeinsamen und gleichgeordneten Erziehungs­
auftrag . Im Zweifelsfall gilt jedoch auch hier der grundgesetzlich verankerte Vor­
rang des elte1·lichen Erziehungsrechtes gegenüber dem staat lichen Erziehungs­
anspruch. 

Die hessische Schulpolitik der letzten Jahre hat diesen Grundsatz verlassen, 
den Elternwillen ständig mißachtet und die Schüler einseitigen Ideologien aus­
geliefert . 

(2o) Die CDU wird deshalb das individuelle Elternrecht stärken: 

- durch eine sofortige Änderung der Schulgesetzgebung, 
- durch freie Wahl der Bildungswege, 
- durch eine Gestaltung der Bildungsinhalte, die dem partnerschaftlichen Auf-

trag von Schule und Elternhaus entspricht. 

Für die Verbesserung der Elternmitbestimmung gelten folgende Grundsätze: 
a) Die Elternschaft wird über alle wesentlichen Schulangelegenheiten rechtzei­

tig und umfassend informiert. Nur gut informierte Eltern können ihr Mitbe­
s timmungsrecht wirklich ausüben. 
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b) Schulexperimente dürfen grundsätzlich nur mit Zustimmung der Eltern durch­
geführt werden. 

c) Die Elternvertretungen werden auch an der Schulentwicklungsplanung beteiligt. 

d) Die Elternvertretungen dürfen nicht, wie es von starken Kräften in SPD und 
F.D.P. angestrebt wird, in gemischten Gremien von Elternbeiräten, Schüler­
vertretern und Personalvertretungen der Lehrer untergehen. 

e) Eine CDU-Mehrheit wird die Arbeit des Landese lternbeirates, insbesondere sei­
ne Informationstätigkeit gegenüber den Kreiselternbeiräten, materiell unter­
stützen. 

5 . Bildungs- und Beschäftigungssystem 

_l) Die CDU wird der Auseinanderentwicklung von Bildungs- und Beschäftigungssystem 
mit korrigierenden Maßnahmen entgegentreten. 

Dazu gehören 

- eine verstärkte und schulbegleitende Bildungs- und Berufsberatung, 
der Ausbau des gegliederten Bildungswesens mit dem Ziel ,auf allen Altersstu­
fen eine Aufgliederung nach Begabung und Leistung ohne das Entstehen von 
Bildungssackgassen zu ermöglichen, 
die Aufwertung der mittleren Abschlüsse und der beruflichen Bildung, 
konkurrierende Angebote zum akademischen Studium. 

6. Sofortprogramm für geburtenstarke Jahrgänge 

(22) Der Andrang der geburtenstarken Jahrgänge führt auch in den nächsten Jahren 
noch zu schwierigen Engpaßsituationen 

- in den weiterführenden Schulen, 
- in der betrieblichen Ausbildung und 
- in den Hochschulen. 

Dafür sind von der Koalitionsregierung keine Vorbereitungen getroffen worden. 
Eine von der CDU geführte Landesregierung wird daher ein Sofortprogramm ent­
wickeln, um zu verhindern, daß immer mehr junge Menschen vor verschlossenen 
Türen stehen . 
Elemente dieses Sofortprogramms sind: 

a) Die Unterrichtskapazität wird verbessert . Vorübergehende Raumprobleme in 
den weiterführenden Schulen werden durch Pavillonbauten überbrückt. 

b) Eine CDU-Landesregierung wird sich auf Bundesebene dafür einsetzen, daß die 
Ausbildungsvorschriften von unnötiger Bürokratisierung und überflüssigem 
Verwaltungsaufwand befreit werden. Private und öffent liche Ausbildungsbetrie­
be sol l en auch über den augenblicklichen Bedarf hinaus ausbilden. Das kann 
nicht durch Zwang erreicht werden. Es ist dazu vor allem auch eine Verbesse­
rung des Ausbildungsklimas notwendig. 

c) An den Hochschulen wird durch die neu zu schaffende Position des Professors 
auf Zeit zusätzliche Lehrkapazität zur Verfügung gestellt. Die durch die ge­
genwärtige verfehlte Hochschulstruktur in Teilbereichen des Hochschulwesens 
stattfindende Vergeudung von Arbeitszeit und Haushaltsmitteln wird durch 
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eine neue Gesetzgebung und durch Rationalisierungskontrollen abgestellt. 

d) Die CDU wird die in anderen Bundesländern bewährte Annahmekarte für Aus­
bildungsplatzbewerber einführen, um die Chance für Schulabgänger zu ver­
bessern. 

7. Neuordnung der Schulaufsicht 

(23) Die Kommunalisierung der Schulaufsicht (Eingliederung der unteren Schulauf­
sichtsebene in die Behörde des Landrats bzw. Oberbürgermeisters) durch die 
gegenwärtige Landesregierung von SPD und F.D.P. macht die Schulaufsicht 
teurer und schlechter, drängt schulfachliche Gesichtspunkte zugunsten einer 
Politisierung zurück und behindert eine gleichmäßige landesweite Schulent­
wicklung. Die CDU hält am Grundsatz der staatlichen Fachaufsicht im Schulwesen 
fest und strebt folgende inhaltliche und organisatorische Änderungen und Er­
gänzungen an: 

(24) 

(25) 

Den Schulen werden weitere Aufgaben und Entscheidungsbefugnisse in eigener 
Zuständigkeit übertragen. Mehrere Schulaufsichtsbereiche werden zu einem 
selbständigen Schulamt für alle Schulformen unter Beachtung regionaler Ge­
sichtspunkte zusammengefaßt, damit auch für Flächenkreise die Bürgernähe die­
ser Behörde gewährleistet ist. Die Schulabteilungen der Regierungspräsidenten 
haben weiterhin die zentrale Aufgabe für Personal und Koordinierung . 

Das hessische Schulrecht ist durch eine unübersehbare Flut von Erlassen und 
anderen allgemeinen Verwaltungsvorschriften chaotisch geworden und muß deshalb 
durchforstet und neu geordnet werden. Mehr Obersichtlichkeit und Vereinfachun~ 
sind dringend erforderlich. Eine CDU-Landesregierung wird daher die Zahl der Vor­
schriften im Bereich des Schulwesens rigoros vermindern und eine Rechtbereini­
gung unverzüglich in Angriff nehmen. 

8. Die Schule mu ß wieder erziehen 

Die Aufgabe des Erziehens ist im Bildungswesen der letzten Jahre in gefährlicher 
Weise zurückgedrängt worden. Zunehmende Schulschwierigkeiten und psychische 
Schäden sind die sichtbare Folge. Fehlentwicklungen unserer hochzivilisierten 
Gesellschaft sind durch das Schulsystem nicht ausgeglichen, sondern verstärkt 
worden. Deshalb wird eine CDU -Landesregierung innerhalb ihres Konzeptes zu einer 
schulpolitischen Kurskorrektur die Aufgabe des Erzieherischen wieder in den Vor­
dergrund stellen. 

(26) Es wird ein ständiger Erfahrungsaustausch von Lehrern, Ärzten, Psychotherapeute 
und Psychologen mit den Eltern und Vertretern von Schulpolitik und Schu l verwal­
tung eingerichtet. Weitere Maßnahmen auf diesem Gebiet sind: 

- die Entwicklung zu Massenschulen wird durch Festlegung von Obergrenzen der Schü­
lerzahlen gestoppt, 

- den drohenden Schulschließungsplänen der jetzigen Landesregierung setzt die CDU 
eine Bestandsgarantie für die kleinen Schulen entgegen, vor allem in den dünner 
besiedelten, weiträumigen Landesteilen, 

- der Ausbau eines Schulsystems, das den unterschiedlichen Begabungsschwerpunkten 
Rechnung trägt, 

- die Förderung aller Bildungsgänge, in denen praktische und handwerkliche Bega­
bungen zum Zuge kommen, 

( 27) 

(28) 

(29) 
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- Förderung der musischen Bildung, 
- die Intensivierung des Schulsports, 
- die Einschränkung von Kurssystemen, 
- die Stärkung des personalen Bezugs durch das Klassenlehrersystem, besonders 

in den Grund- und Hauptschulen, 
- die frühzeitige Förderung von Schülern, bei denen Schulschwierigkeiten auf­

treten, um deren Verweisung auf Sondernschulen möglichst zu vermeiden . 

9. Vorrang für Grundschulen 

Die Bildungspolitik der CDU setzt einen deutlichen Schwerpunkt bei dem Bemühen 
um eine solide Grundschule . Sie legt ein gleiches Bildungsfundament für alle 
und führt in behutsamer Form zum späteren Fachunterricht. Auf keiner Altersstu­
fe sind Schüler so sehr auf feste Bezugspersonen angewiesen: Deshalb tritt die 
CDU für das Klassenlehrersystem ein. Auf keiner Altersstufe ist die Aufnahme­
fähigkeit und die Empfindlichkeit gegenüber unpersönlichen Massensystemen grös ­
ser: Deshalb tritt die CDU für kleine Grundschulklassen ein. Weiterhin soll sich 
die Grundschulentwicklung an folgenden Zielen orientieren: 

a) Die Grundschulklassen sollen mittelfristig nicht mehr als 25 Schüler haben. 

b) Bei der Festlegung von Grundschulstandarten sind strenge Maßstäbe an das Ge­
bot der Wohnortnähe anzulegen. Auch einzügige Grundschulen - besonders in 
ländlichen Bereichen - bleiben erhalten . 

c) Oie Schulwege sollen so bemessen sein, daß die Schülertransporte - soweit 
sie nicht zu vermeiden sind - ein Maximum von 2o Minuten Fahrtdauer nicht 
überschreiten. 

d) Die Kulturtechniken - Lesen, Schreiben, Rechnen - die durch fachwissenschaft-
1 ich orientierten Unterricht zurückgedrängt worden sind, sollen ebenso wie 
die musischen Fächer wieder größere Bedeutung erlangen . 

Die vorschulische Förderung ist als freiwilliges Zusatzangebot zu verwirklichen 
und vorrangig den Kindergärten zuzuordnen. Vorschulische Förderung heißt für 
die CDU nicht: Vorverlegung der Schule. Verfrühungen und Oberforderungen müssen 
vermieden werden. 

Die vorschulische Förderung soll besonders den leistungschwächeren in ihrer 
Entwicklung gehemmten Kindern verbesserte Startchancen für die Schule geben. 
Hierbei hat die musische Erziehung und die Förderung der sprachlichen Ausdrucks­
fähigkeit besonderes Gewicht. 

lo . Sonderschulen - Chancen für Behinderte 

Oie öffentliche Zuwendung zu den Sonderschulen ist eine der wichtigsten Bewährungs­
proben für die Idee der Humanität im Bildungswesen. Eine Landesregierung der 
CDU wird deshalb einen SonderschulentwickJungsplan für Hessen erarbeiten. Al s 
herausragende Entwicklungsziele gelten : 

a) Auf jeder Altersstufe des Sonderschulwesens muß die Möglichkeit des Über­
gangs auf die Grundschule oder Hauptschule überprüft werden . 

b) Die Gliederung der einzelnen Sonderschultypen ist ausschließlich nach Be­
hinderungsarten auszurichten . 
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c ) Für lernbehinderte sollen an den Berufsschu len zusätzliche Kurse einge­
r i chtet werden, die auf die besondere Lage dieser Jugendlichen Rück­
sicht nehmen. 

d) Ma ßnahmen der Berufsvorbereitung und Berufsfindung, die den sonderschulbe­
dürftigen Jugendlichen einen gleitenden Obergang in ein Arbeitsleben er­
möglichen. haben besonderes Gewicht. 

11 . Orientierungsphase im 5. und 6. Schuljahr 

(3o) Die schulformunabhängige Orientierungsstufe (Förderstufe) hat sich als 
pädagogischer Fehlschlag erwiesen, weil sie 

- die unterschiedlichen Begabungen nicht genügend berücksichtigt, 
- einen Teil der Schüler ständig überfordert und andere Schüler dagegen 

in ihrer Entwicklung hemmt, 
- keine zusätzlichen Entscheidungshilfen für die richtige Schullaufbahn 

gibt und die freie Wahl der Schulart unnötig einschränkt 

und weil nirgendwo in Hessen die im Schulverwaltungsgesetz vorgesehenen prak­
tischen Voraussetz ungen der Förderstufe gegeben sind. 

(31) Die CDU tritt deshald dafür ein, da ß das 5. und 6. Schuljahr an allen weiter­
führenden Schulen als Orientierungsphase ko nzipiert wird und nicht als eigen­
ständige Stufenschule, die mit unerfüllbaren Versprechungen belastet ist. 
In der Orientierungs phase des 5. und 6. Schuljahres sollen die verschiedenen 
Schulformen soweit wie möglich zusammenwirken, damit Fehlentscheidungen nach 
dem Grundsch ul abschl uß kor rigiert werden können. Die Einteilung in Niveau­
kurse und das Sys tem der Auf- und Abstufungen entfällt zugunsten des Klassen­
verbandes. Der Wechsel zwischen den einzelnen Schulformen mu ß' leicht möglich 
sein. 

12. Hauptschule ist Hauptsache 

(32) Die Bildungspolitik des letzten Jahrzehnts war einseitig auf den Erwerb 
intellektueller Fähig keiten , auf die Vermehrung der Abiturienten- und Studen­
tenzahlen gerichtet. Die Hauptschule ist dabei immer mehr verkümmert . Die Bil­
dungspolitik der CDU will der Hauptsch ule dagegen ihren Eigenwert und ihre 
Konkurrenzfähi gkeit gegenüber anderen weiterführenden Schularten zurückgeben: 

a) Die Hauptschule braucht eine eigenständige Stundentafel. 
Sie so ll pädagogisch besonders auf den Bereich der praktischen Berufe und 
der künftigen Berufsausbildung ausgerichtet sein. In der Regierungsverant­
wortung der CDU wird die Hauptschule durch einen differenzierten arbeits­
technischen Un terri cht, der die Schüler in wesentlichen Berufsfeldern orien­
tiert, einen neuen Schwerpunkt erhalten . Betriebserkundungen und Betriebs ­
praktika , die die Beru fsfindung erleichtern, werden zu festen Bestandteilen 
des Unterrichts . 

b) Dem Klassen lehrer soll es ermöglicht werden, mehr Unterrichtsstunden in 
seiner Kla sse zu erte ilen. 

c) Das l o. Schuljahr soll als Förderungsmaßnahme auf freiwilliger Grundlage 
vorrangig in der Form des Berufsvorbereitungsjahres bzw. des Berufsgrund­
bildungsjahres gestaltet werden. 

(33) 

(34) 
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13. Berufliche Bildung verstärken 

Die beruflichen Schulen waren bisher der "Hinterhof der hes sischen Bildungs­
politik". Eine CDU-Regierung wird dies ändern . Sie wird der Berufsschule den 
Rang geben, der ihr als Bildungsstätte für den überwiegenden Anteil der jun­
gen Generation zukommt . Für sie sind allgemeine und berufliche Bildung gleich­
rangige Aufgaben. Dies mu ß sich auch in den Mittelzuwei sungen ausdrücken. 

Schulische und betriebliche Ausbildung müssen besser aufeinander abgestimmt 
werden. Die Unterrichtsinhalte müssen s ich an den Bedürfnissen und Anforderun ­
gen der Schüler im Hinblick auf ihr späteres Berufsleben orientieren. Eine 
CDU-Landesregierung wird deshalb ein stärkeres Zusammenwirken von Schule und 
Ausbildungsbetrieb organisieren. Dabei so llen örtliche Gesprächskreise zwischen 
Wirtschaft und Schule Vorarbeiten leisten . 

~5 ) Der Ausbau der berufl ichen Grundbildung wird gefördert. Die kooperative Form 
des Berufsgrundbildungsjahres hat Vorrang . 

(36) Die Haushaltsansätze für Lehr- und Lernmittel in den beruflichen Schulen wer­
den erhöht. 

(37) 

(38) 

Oberbetriebliche Ausbildungsstätten werden auch in strukturschwachen Gebieten 
gefördert . Sie sollen das dua le Ausbildungssystem ergänzen, d.h. Lücken schließen, 
die die betriebliche und schulische Ausbildung offen läßt und nicht die be­
triebliche Ausbildung ersetzen. Schaffung und Trägerschaft von überbetriebli-
chen Ausbildungsstätten sollen maßgeblich der privaten gewerblichen Wirtschaft 
anvertraut werden. 

Berufsfachschulen , Berufsaufbauschulen, Fachoberschulen und berufliche Gymna­
sien sind mit der Teilzeitberufsschule organisatorisch zu verbinden. Eine 
''Integration" der beruflichen Bildung in die allgemeinbildende Oberstufe 
lehnt die CDU ab . Durch solche Maßnahmen wird die eigentliche Berufsqualifizie­
rung verfehlt. 

(39) Der berufliche Phasenunterricht (Blockunterricht} wird energisch vorangetrie­
ben, um die Ausbildung in sinnvolle Abschnitte zu gliedern und Leerlauf zu ver­
meiden . Nur so kann die Ausweitung des schulischen Anteils auf 12 Wochenstunden 
mit den betriebl ichen Ausbildungserfordernissen in Einklang gebracht werden. 

(4o} 

(41) 

Als Alternative zu wissenschaftlich-theoretischen Studiengängen werden Modell­
versuche mit Berufsakademien bzw . betriebsbezogene Ausbildungsgänge an den Fach­
hochschulen errichtet. Sie gewährleisten eine Au sbildung in dualer Form und 
stehen auch für Bewerber mit mittleren Bildungsabschlüssen offen . 

14. Real schulen 

Die CDU mißt der Entwicklung der Realschule und den mittleren Bildungsabschlüssen 
eine erhöhte Bedeutung bei. Die Realschule ist als allgemeinbildende Schule 
weder einseitig berufsbezogen noch studienorientiert. Sie gewährleistet eine 
abgeschlossene Bi l dung mit der Berechtigung zum Obergang auf Gymnasien und beruf-
1 iche weiterführende Schulen. Auch in dieser Schulart i st die Berufsvorbereitung 
zu verstärken. Dies wird durch Gruppierungen von Wahlpflichtfächern geschehen, 
in denen technische, wirtschaftliche, hauswirtschaftliche und gestalterische Grund­
kenntn i sse vermittelt werden. Deshalb wird es in Hessen wieder möglich werden, 
mit steigendem Zuspruch auch neue Realschulen zu bauen. Das Bi ldungsangebot 
der Rea l schule entspricht so den Forderungen nach qualifiziert ausgebildeten 
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Schülern, die in der Lage sind, als Fachleute und mittlere Führungskräfte 
eingesetzt zu werden. 

15. Gymnasien 

(42) Das Gymnasium muß als einheitlicher, nicht in Stufen zersplitterter Bildungs­
gang erhalten werden. Gegenüber den Vorstellungen von einer "Doppelqualifi­
kation" von zugleich allgemeiner und berufsbildender Art hält die CDU da-
ran fest, daß die Aufgabe des Gymnasiums durch das Ziel der Allgemeinbildung 
und der Studierfähigkeit definiert wird. 

(43) Die CDU bejaht die Entwic klung zu mehreren Gymnasialtypen mit unterschiedli­
chen Schwerpunkten und die verstärkte Schwerpunktbildung in der Oberstufe. 
Jedoch muß die gegenwärtige extreme Aufsplitterung in der gymnasialen Ober­
stufe, die durch das sog. KMK-Modell entstanden ist, in bundesweiter Oberein­
kunft überwunden werden, damit die allgemeine Hochschulreife gesichert 
bleibt. Insbesondere mu ß im Oberstufenunterricht die Allgemeinbildung durch 
einen Kernbestand von verbindlichen Fächern (mindestens Deutsch, Mathematik, 
eine Fremdsprache, eine Naturwissenschaft, Gemeinschaftskunde) gesichert wer­
den. Der gesamte Bildungsgang des Gymnasiums muß vertiefte Kenntnisse in 
mindestens zwei Fremdsprachen vermitteln. Geschichte muß auch in der Oberstu­
fe als selbständiges Fach zur Geltung kommen. 

Die CDU wird keine weiteren isolierten Oberstufenschulen errichten. 
Sämtliche Gymnasialstandorte bleiben erhalten . 

16. Freie Schulen fördern 

(44) Nichtstaatliche, freie Schulensind Bestandteil einer freiheitlichen Staats-
und Gesellschaftsordnung. Sie müssen daher auch in Zukunft frei eröffnet und 
frei geführt werden können. Auch im Bildungswesen zeitigt ein Staatsmonopol 
keine guten Früchte. Vielmehr hat der Staat die Aufgabe, sich für die Existenz­
sicherung der Privatschulen aktiv einzusetzen. 

(45) Die Erfahrung lehrt, daß freie Schulen oft Schrittmacher der pädagogischen 
Weiterentwicklung sind. Sie entlasten außerdem Staat und Gemeinden finanziell. 
Die CDU wird einen pädagogischen Wettbewerb und im organisatorischen Bereich 
ein geordnetes Miteinander zwischen staatlichen und freien Schulen ermöglichen. 

Die Begabtenförderung in staat licher wie privater Hand wird gefördert. 

17 . Lehrerbildung 

(46) Die hessische Lehrerbildung mu ß auf neue Grundlagen gestellt werden. Sie muß 
wieder mehr Rücksicht auf die pädagogische Eigenständigkeit der Schulformen 
nehmen. Der erzieherische Auftrag ist stärker in den Vordergrund zu rücken; 
die Politisierung , die in vielen Fächern Platz gegriffen hat, muß hinter 
fachlichem Können und schulpädagogischer Befähigung zurücktreten. 

a) Eine CDU-Landesregierung wird die Ausbildung den Lehrämtern für Grund­
schulen, Hauptschulen, Realschulen, berufliche Schulen, Gymnasien und 

(48) 
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und Sonderschulen zuordnen. Für jedes dieses Lehrämter soll die Möglichkeit 
von Zusatzqualifikationen geschaffen werden, die den Einsatz in mehreren 
Schulformen zulassen, wie es bereits in einem Gesetzentwurf der CDU nieder­
gelegt ist. 

b) Das Hessische Institut für Lehrerfortbildung ist in den letzten Jahren dazu 
mißbraucht worden, politische Zielvorgaben in der Lehrerschaft durchzusetzen. 
Die CDU wird diesen Mißbrauch beenden und das Institut für Bildungsplanung 
und Schulentwicklung auflösen. In Zusammenarbeit mit den Lehrern wird das 
Institut für Lehrerfortbildung wieder seinen eigentlichen Aufgaben, nämlich 
der pädagogischen und fachlichen Fortbildung, gewidmet. Die Einrichtungen der 
Lehrerfortbildung sollen auch interessierte Eltern in ihre Veranstaltungen 
einbeziehen. 

18. Erwachsenenbildung ausbauen 

Die CDU tritt für einen weiteren Ausbau der Erwachsenenbildung ein. Die heuti­
ge Zeit verlangt nach ständiger Wissenserweiterung und Weiterbildung . Die im 
Vergleich zu früher kürzere Arbeitszeit gibt die Möglichkeit, durch Weiterler­
nen Freizeit sinnvoll auszufüllen. 

Es ist ein System der Weiterbildung anzustreben, das im beruflichen, gesell­
schaftlich-politischen und persönlichen Bereich Hilfen zur Persönlichkeitsent­
faltung und zur Daseinsbewältigung gibt und die Bereitschaft weckt, unsere 
verfassungsmäßige Ordnung zu unterstützen und mitzugestalten. 

Ein zeitgerechtes Erwachsenen- und Weiterbildungsangebot stützt sich auf 
öffentliche und freigemeinnützige Träger der Bildungsarbeit. Die freigemein­
nützigen Einrichtungen der Erwachsenenbildung sind auf Dauer bei der Förderung 
ihrer Bildungsangebote grundsätzlich gleichrangig wie die Volkshochschulen 
staatlich zu fördern. Die besondere Arbeitsform der Heimvolkshochschulen ist 
dabei mitzuberücksichtigen. Die CDU wird, f.erner die Bildungsarbeit der Jugend­
verbände der Förderung der Erwachsenenbilaung gleichstellen. 

(49) Die CDU befürwortet ein außerschulisches Angebot der Weiterbildung, das es je­
dem ermöglicht, nachträglich Schulabschlüsse bis hin zur Hochschulreife zu 
erlangen. Solche Maßnahmen sind gesondert zu fördern. 

(5o) Die vom Staat getragene oder geförderte politische Bildungsarbeit muß auf dem 
Boden der freiheitlich-rechtsstaatlichen Demokratie erfolgen. 
Die Landeszentrale für politische Bildung muß allen demokratischen politi­
schen Richtungen und der Vielfalt der freien Träger im Land Hessen gerecht wer­
den. 

19 . Freie und leistungsfähige Hochschulen 

(51) Für die CDU ist die Leistungsfähigkeit der Hochschulen mit der Wissenschafts­
freiheit und der Qualität von Forschung, Lehre und Studium untrennbar verbun­
den. Durch Bildungsexpansion ohne Augenmaß, Qualitätsminderung, Politisierung, 
Oberbetonung des Gruppenprinzips und ausufernde Gremienwirtschaft sind die 
hessischen Hochschulen in eine Sackgasse geführt worden. Die CDU wird das 
Hochschulwesen auf eine neue gesetzliche Grundlage stellen und dabei folgen­
de ' Prinzipien beachten: 



- 18 -

a) Die Freiheit der Forschung, der Lehre und des Lernens wird als Individual ­
recht institutionell verankert und gegen Kollektivismus geschützt. 

b) Der freiheitliche Rechtsstaat hat die Pflicht, an den Hochschulen wissen­
schaftliche Wahrheitsfindung unabhängig von politischen Dogmen, parteipo­
litischen Mehrheiten und frei von kollektivistischen Zwängen zu ermöglichen. 

c) Wir treten entschieden für die Pluralität wissenschaftlicher Lehrmeinungen 
ein. Wissenschaftspluralismus darf aber nicht al s paritätisches Verhä l tnis 
ideologischer und politischer Meinungen mi ßverstanden werden. Wissen­
schaftspluralismus konkretisiert sich in der Vielfalt wissenschaft l icher 
Arbeitsmethoden. 

(52) Die Leistungsfähigkeit der Hochschulen wird vor allem dadurch gestärkt , daß 

- der Staat in stärkerem Maße die Verantwortung für die Personal - und Wirt ­
schaftsverwaltung der Hochschule übernimmt , 

- die akademische Selbstverwaltung so organisiert wird, daß die Entscheidungs­
kompetenz nach Wissen und Können zugeordnet werden, 

- die Zuweisung der Lehr- und Forschungsmittel von Leistungsnachweisen ab ­
hängig gemacht wird. 

(53) Die Auseinanderentwicklung von Bildungssystem und Beschäftigungssystem und 
die drohende Akademikerarbeitslosigkeit wird durch eine Reihe von Korrekturen 
im gesamten Bildungssystem bekämpft. 
Dazu gehören 

- verstärkte und kontinuierliche Bildungs - und Berufsberatung in der Schule, 
Ausbau des gegliederten Schulwesens mit dem Ziel, auf allen Altersstufen 
eine Verteilung nach Begabung und Leistung ohne das Entstehen von Bildungs ­
sackgassen zu ermöglichen, 

- Aufwertung der mittleren Bildungsabschlüsse und der beruflichen Bildung. 

Bei der Verteilung der Mittel für die Hochschulhaushalte sind die Erforder­
nisse des Arbeitsmarktes stärker zu berücksichtigen. 

(54) Die Hessische CDU setzt sich für Maßnahmen ei n, die geeignet sind, die Selbst­
verantwortung des Studenten zu stärken. Dazu gehört auch die st~rkere Umstel­
lung der Ausbildungsförderung auf ein Darlehenssystem. 

(55) Die Funktion der Kollegialorgane wird durch die organisatorische Selbständig­
keit der wissenschaftlichen Institute, die Daueraufgaben erfüllen, eingeschränkt. 
Die Mitwirkung in den Kollegialorganen richtet sich nach dem Grundsatz, daß den 
Hochschullehrern bei Angelegenheiten der Forschung, der Lehre und bei Berufs ­
fragen das bestimmende Gewicht zukommen muß. 

(56) Die ~tudie~eform ist fachbezogen und in jedem Fach landesweit voranzutreiben. 
An diese Aufgabe sind auch Sachkundige aus der beruflichen Praxis zu beteili­

•gen. 

(57) Die vom Hochschulrahmengesetz vorgesehenen Regelstudienzeiten sind zu bejahen, 
sofern Prüfungs- und Studienordnung diesem Ziel angepaßt werden können. 

(58) Es wird ein Ordnungsrecht eingeführt, um notorischen Störern und Rechtsbrechern 
an den Hochschulen entgegenzutreten. Die Ordnungsmaßnahmen sollen vom schrift-
1 ichen Verweis bis zum Ausschluß vom Studium auf mehrere Jahre gestaffelt sein. 
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(59) Die studentischen Vertretungsorgane müssen in freier, gleicher und geheimer 
Briefwahl zustandekommen. Die Aufgaben der Studentenschaft werden mit Mitteln 
aus dem Etat der Hochschule bestritten. Die Zwangsbeiträge der Studenten wer­
den abgeschafft. Es besteht kein allgemeines politisches Mandat der Studen­
tenschaft. 

(60) Im Bildungskonzept der CDU haben die Fachhochschulen einen eigenständigen Auf­
trag . Sie sollen durch anwendungsbezogene Lehre auf berufliche Tätigkeiten 
vorbereiten, die die Anwendung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Methoden 
oder die Fähigke i t zu künstlerischer Gestaltung erfordern. Im Rahmen ihres 
Bildungsauftrages nehmen sie auch Forschungs- und Entwicklungsaufgaben wahr. 
Der Praxisbezug der Fachhochschulen soll durch engen Kontakt mit Vertre-
tern und Einrichtungen der beruflichen Praxis und der Wirtschaft gestärkt wer­
den. Der Zugang zu den Fachhochschulen ist stärker für junge Menschen mit 
mittleren Bildungsabschlüssen und abgeschlossener beruflicher Erstausbildung 
zu öffnen . Fachhochschullehrer sollen in der Regel über eine mindestens 
fünfjährige Praxiserfahrung außerhalb der Hochschule als Berufungsvoraus­
setzung verfügen. 

(61) Für das Gesamthochschulexperiment in Kassel hat trotz jahrelanger Bemühungen 
kein überzeugendes Arbeitskonzept vorgelegt werden können. Dieser Zustand 
ist vor dem steuerzahlenden Bürger nicht länger zu verantworten. Die Gesamt­
hochschule Kassel wird daher unter Verzicht auf das Integrationsmodell so 
umgewandelt, daß ordnungsgemäße Universitätsstudiengänge sowie Kunsthochschul­
und Fachhochschulstudiengänge am gl eichen Standort eingerichtet werden können. 

(62) Neuzuschaffende Studienplatzkapazitäten sollen vordringlich in Nordhessen 
(Standort Kassel) und Osthessen (Standort Fulda) eingerichtet werden. 

2o. Denkmalschutz und Denkmalpflege als Kulturaufgabe 

(63) Denkmalschutz ist die Erhaltung der Bodendenkmäler und baulicher Zeugnisse 
unserer Vergangenheit. Daher gi l t es, die historische Folge der bewohnten 
Stadt- und Dorfkultur so umfassend wie möglich zu erhalten. Die starken Ver­
luste an historischer Bausubstanz durch Kriegs - und leider auch durch Nach­
kriegszerstörungen machen dies unabdingbar. 

(64) Die Bemühungen um einen verstärkten Denkmalschutz werden nur dann Erfolg ha ­
ben.wenn sich dl:! ganze Bevölkerung für die Erhaltung unserer Denkmäler verant­
wortlich fühlt. Dazu bedarf es dringend vermehrter Informationen und Kenntnisse 
über die Aufgaben und Ziele des Denkmalschutzes, so vor allem 

- eines besseren und vor allem intensiveren Geschichts - , Heimatkunde- und 
Kunstunterrichts in den Schulen, 

- einer verstärkten Förderung der Arbeit der Geschichtsvereine, der heimat­
und volkskundlichen Vereine und Organisationen, die sich für die Erhaltung 
unserer Denkmäler einsetzen. 

(65) Architekten, Stadtplaner, Bauhandwerker und alle übrigen an der Denkmals­
erhaltung Beteiligten müssen in Studium und Berufsausbildung mehr als bisher 
mit den spezie l len Bedingungen und Anforderu ngen des erhaltenden Bauens ver­
traut gemacht werden. Die dafür notwendigen Kenntnisse über Methoden, Tech­
niken und Fertigkeiten sind als Pflicht- bzw. Prüfungsfächer, zumindest 
aber als Wahlfächer, in die entsprechenden Studien- und Ausbildungsgänge 
aufzunehmen. 
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(66) In allen Gemeinden mit erhaltenswerter Altbausubstanz sind interessierten 
Bauherren von den zuständigen Behörden Informationen zu vermitteln, anhand 
derer s ich Bauherren umfassend über Maßnahmen der Erhaltung unterrichten 
können. 

(67) Das Prinzip der Dorferhaltung soll in den Richtlinien des Wettbewerbs 
"Unser Dorf soll schöner werden" stärkere Betonung finden. 

(68) Die CDU befürwortet die Einrichtung eines Denkmalfonds nach bayerischem 
Vorbild . 

(69) Die Denkmalschutzbehörden sind personell und finanziell besser auszustatten. 

21. Kulturpflege regional ausgewogen fördern 

(7o) Die CDU betrachtet die Kulturpflege als gemeinsame Aufgabe des Landes und 
der Städte, Gemeinden und Landkreise. Der öffentlichen Hand fällt dabei kein 
Monopol in der Kulturpflege zu. Angebote freier Träger haben auch hier Vor­
rang vor den öffent lichen und sind entsprechend zu fördern. 

Kulturpflege darf sich nicht in den Dienst von Ideologien stellen. 

(71) Musik , Theater, bildende Kunst, Museen, Bibliotheken und Archive sollen im 
Rahmen der Kulturpflege und Kulturförderung Unterstützung durch öffentliche 
Mittel erfahren. Dabei wird die CDU nicht bestimmte kulturelle Bereiche 
gegenüber anderen bevorzugen, sondern sich um ein regional ausgewogenes An­
gebot bemühen, wobei nach örtlichen Gegebenheiten kulturelle Schwerpunkte 
gesetzt werden sollen. 

(72) Eine CDU -Landesregierung wird den nichtstaatlichen Trägern überregional 
bedeutsamer Einrichtungen der Kulturpflege ihre unmittelbare Beteiligung 
an der Trägerschaft anbieten . 

(73) Eine CDU-Regierung win:!die Pflege, Erhaltung und schöpferische Weiterent­
wick lung des os t- und mitteldeutschen Kulturerbes in allen Bereichen nach­
haltig fördern. 
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IV. WIRTSCHAFTLICHE UND SOZIALE SICHERUNG DER ZUKUNFT 

1. Soziale Marktwirtschaft 

(74) Die CDU bekennt sich zur sozialen Marktwirtschaft als der Wirtschafts- und 
Sozialordnung, die ein Höchstmaß an Freiheit, Gerechtigkeit, persönlichem 
Wohlstand und sozialer Sicherheit verbindet. Nur die soziale Marktwirtschaft 
gibt jedem einzelnen die Chance, seine Fähigkeiten bestmöglich einzusetzen 
und ein seiner Leistung entsprechendes Einkommen zu erzielen sowie persönlich 
verfügbares Eigentum zu schaffen. 

(75) Die deutschen Arbeitnehmer haben wesentlichen Anteil am Aufbau und Erfolg 
der sozialen Marktwirtschaft. Für die CDU bedeutet soziale Marktwirtschaft 
auch, den Arbeitnehmern rechtlich, verdienstmäßig und sozial eine immer 
größere Unabhängigkeit zu gewährleisten . In diesem Zusammenhang anerkennt 
die CDU die Bedeutung und Aufgabe der freien Gewerkschaften. 

Die Arbeitnehmer haben in den letzten Jahren die Erfahrung machen müssen, 
daß sozialer Fortschritt, Sicherheit des Arbeitsplatzes, wirtschaftliche 
Stabilität und gesunde Unternehmen in der sozialen Marktwirtschaft sich ge­
genseitig bedingen. Die SPD/F.D.P.-Regierung in Bonn und Wiesbaden haben 
schwerwiegende wirtschafts-, finanz-, konjunktur- und strukturpolitische Feh­
ler begangen, die die Arbeitnehmerschaft heute mit hCher Arbeitslosigkeit 
und Unsicherheit des Arbeitsplatzes bezahlen muß. Die Aufbauleistung der CDU/ 
CSU in über 25 Jahren ist damit akut bedroht. 

(76) Soziale Marktwirtschaft beruht auf Privateigentum, steht im Gegensatz zur sozia-
1 istischen Einengung freiheitlicher Rechte, zur Vergesellschaftung von Pro­
duktionsmitteln und zu kontrollierten Wirtschaftsformen. Sie erfordert den 
verantwortungsbewußten, sozial verpflichteten Unternehmer sowie den mündigen 
und mitverantwortlichen Arbeitnehmer. 

(77) Die CDU sieht es als ihre Aufgabe an, die soziale Marktwirtschaft zu schützen 
und im Interesse aller fortzuentwickeln. Sie wird ihre Politi k an den Prin­
zipien der sozialen Marktwirtschaft orientieren und 

- die wirtschaftliche Macht des Staates nicht durch unnötige Obernahme zu­
sätzlicher Aufgaben oder durch die Förderung der Zusammenschlüsse öffentli­
cher Unternehmen weiter ausdehen, 

- die Idee der Partnerschaft und Mitverantwortung verteidigen und weiterent­
wickeln, 

mittelständische Betriebe in Industrie, Handwerk, Handel und Landwirtschaft 
sowie die Selbständigkeit der freien Berufe fördern und vor staatlichen Ein­
griffen schützen, 

- die marktwirtschaftliche Ordnung gegen Machtmißbrauch im Rahmen der Zuständig­
keit der Landesregierung als Landeskartellbehörde schützen, 

- sich gegen alle Tendenzen zur Wehr setzen, die in Richtung Investitionslen­
kung oder anti-marktwirtschaftlicher Strukturpolitik gehen, 

- zukunftsweisende Ideen und individuelle Leistung fördern, um die Vielfalt 
des Marktgeschehens und die Wahlfreiheit zu vergrößern, 

- neue Formen der Eigentumsbildung (Vermögensbildung in Arbeitnehmerhand) un-
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terstützen, 

- sich für eine Neuordnung des Steuersystems einsetzen, insbesondere für die 
Arbeitnehmerschaft, so daß die Leistung gefördert und nicht bestraft wird. 

2. Sichere Arbeitsplätze 

(78) Die Beseitigung der Arbeitslosigkeit ist eine der vordringlichsten wirtsc rafts­
pol i tischen Aufgaben. Nur wer einen Arbeitsplatz hat, kann am wirtschaftlichen 
und sozialen Fortschritt teilhaben. Die CDU wird neben der Arbeitslosigkeit ein­
zelner Gruppen (Jugendliche, Frauen, Ungelernte, Behinderte, ältere Arbeit­
nehmer) die regionale Arbeitslosigkeit bekämpfen. 

(79) Die Verwaltung dieses Mangels an Arbeitsplätzen durch Verteilung der vorhande­
nen Arbeitszeit auf alle erwerbswilligen Personen durch allgemeine Arbeitszeit­
verkürzung ist nach Ansicht der CDU keine geeignete Lösung. Ohne ausreichendes 
Wachstum beeinträchtigt Arbeitszeitverkürzung die Leistungsfähigkeit der Wirt­
schaft und gefährdet damit zusätzliche Arbeitsplätze.Eine Chance für die Ver­
größerung des Arbeitsplatzangebots bietet vor allem die Belebung der privaten 
Investitionstätigkeit, die Orientierung der Tarifpartner an dem Produktivitäts­
fortschritt sowie eine qualifiziertere Berufsausbildung. Die CDU setzt auf 
wirtschaftliches Wachstum und nicht auf Mangelverwaltung. 

(So) Die CDU sieht es daher als besonders vordringlich an, 

- das Vertrauen der Wirtschaft durch eine solide Wirtschafts- und Finanzpolitik 
zu verbessern und damit die Voraussetzungen für eine verstärkte Investitions­
tätigkeit zu schaffen, 

- durch Beseitigung von Steuerungsgerechtigkeiten Wettbewerbsnachteile auszu­
gleichen, 

- die mittelständische Wirtschaft in ihrer Investitionsfähigkeit zu fördern, 
die zunehmende Konkursrate in diesem Wirtschaftsbereich zu bekämpfen, 

- den Spielraum für öffentliche, zukunftsorientierte Investionen im Landeshaus­
halt zu erweitern, 

- die Mobilität der arbeitenden Menschen zwischen den Branchen und den Regionen 
zu fördern, aber dabei das Problem der Abwanderung aus dem ländlichen Raum 
zu beachten, 

- das Entstehen neuer selbständiger Existenzen und damit die Schaffung neuer 
Arbeitsplätze zu unterstützen, 

- die Wirtschaft in ihrem Bemühen, für jeden Bewerber einen Ausbildungsplatz 
zur Verfügung zu stellen, aktiv zu unterstützen. Trotz geburtenstarker Jahr­
gänge und dem großen Rückstau der vielen ''Höhergebildeten" muß jeder junge 
Mensch die Chance erhalten, einen Beruf zu erlernen. 

3. Ausgewogene Regionalpolitik 

(81) Die CDU Hessen strebt die Herstellung wertgleicher Lebensbedingungen in allen 
Landesteilen und die Verringerung des Wohlstandsgefälles zwischen dem Rhein­
Main-Gebiet und den abgelegenen Regionen Hessens an. Sie wird alles tun, um 
eine weitere Zunahme der Verdichtung im Rhein-Main-Gebiet und das damit ver­
bundene Ansteigen von Verkehrschaos, Umweltverschmutzung, beengten Wohnver­
hältnissen sowie die Verschlechterung der Naherholung zu verhindern. 

(82) 

(83) 

(84) 

- 23 -

"Für die CDU Hessen ist der Zonenrand kein 'Grenzgebiet zur DDR', sondern das 
Gebiet im Herzen Deutschlands, dessen künstlich geschaffenen wirtschaftlichen, 
strukturellen und menschlichen Benachteiligungen so lange ausgeglichen werden 
müssen, wie die innerdeutsche Grenze besteht. Dies sind keine Subventionen f ür 
ein 'zurückgebliebenes Gebiet', sondern Anerkennung für die Leistung und das . 
Beharrungsvermögen der Zonenrandbevölkerung, ohne deren eigene Anstrengungen die 
Attraktivität dieses Raumes als Arbeits- und Lebensraum sowie als Wohn- und Er­
holungsgebiet nicht denkbar wäre". 

Die Entleerung des ländlichen Raumes mit den schlechteren Arbeitsmöglichkeiten, 
den längeren Pendlerwegen, der Zerreißung der Dorf- und Kleinstadtgemeinschaf­
ten und der Verödung ganzer Landstriche in deren Gefolge ist wirksam zu begeg­
nen. Im ländlichen Raum ist das Angebot von Schulen, Kindergärten, für Sport 
und Erholung sowie die Sicherung der Versorgung mit Haus- und Fachärzten zu ver­
stärken. 

Die Bevölkerungsstruktur Hessens ist bereits im Wandel ~egriffen. Du~ch die groß­
räumige Wanderung in das Rhein-Main-Gebiet we~en unzureichender ~:.beits - und 
Ausbildungsmöglichkeiten im ländlichen Raum sind dort vor .allem JUngere Erwerbs­
tätige abgewandert, während Pensionäre zuwandern. ~urch die Sta~tfluch~ infolge 
beengter Wohnverhältnisse und schlechter Umweltbedingungen verlieren die Groß­
städte gleichzeitig immer mehr gutverdienende Familien mit Kindern an das Um­
land, während Alte und sozial Schwache zurückbleiben. Die soziale Entflechtung 
als Folge der Land- und Stadtflucht führt letztli~h zu _ u~gewohnten Bela~tun~en 
für einzelne Bevölkerungs- und Altersgruppen. Gleichzeitig entsteht zusatzli­
cher lnfrastrukturbedarf, vor allem im Umland des Rhein-Main-Gebietes, während 
die vorhandene Infrastruktur in den Landgemeinden und den Kernstädten des 
Rhein-Main-Gebietes nicht mehr ausreichend genutzt wird. Der vor allem durch da s 
Geburtendefizit in den letzten Jahren zu verzeichnende Bevölkerungsrüc kgang ver­
schärft die Konkurrenzsituation zwischen Stadt und Land. Zusätzlich rüc kt auf 
Grund der begrenzten öf fentlichen Mittel der Zwang zu r Rentabi lität von Infra­
struktur-Investitionen immer mehr in den Vordergrund. 

Die Landesentwicklungs- und Raumordnungspoliti k der CDU soll si ch abz~i~hnend~ 
negative wirtschaftliche Entwicklungen abwenden und vorhandene _ nac~teilige Sto­
rungen im wirtschaftlichen Gefüge beseitigen . Die CD~ Hessen ~i rd ihre Landes­
entwicklungs- und Raumordnungspoliti k auf folgende Zi ele ausri chten : 

a) di e Förderung kl ei ne rer Ve rdichtungsgebi ete um die St ädte Kassel, Fulda, Mar­
burg, Gießen und Wetzla r al s Alternativen zum Rhe i n-Mai n- Gebiet, insbeson­
dere durch Ausstattung mi t höherwerti gen Infrastrukturen aller Art sowi e 
mi t oberen Bundes- und Landesbehörden , 

b) die Ausweisung und besonde re Förderung einzelner Zen t ralo rte in ganz H~ssen, 
di e als Wachstumspole die Entwickl ung ei nes größeren Ve rflechtungsbereichs 
i nit iie ren können , 

c) die Aufna hme der "Wiederbelebung der Innenstädte" als Teilziel der Landesent­
wicklung und die Erarbeitung eines Maßnahmekatalogs , 

d) die Einführung ei nes Zentralorteausgleichs in den kommunalen Finanzausgleich, 
mi t dem die Leistun gen der zent ralen Orte für das Umland ~bge~olten ~erden, 
sowie die besonde re Berücksicht i gu ng kleiner Zentralorte in dunn besiedelten 
Gebi et en, 

e) die verbesserte Erfassung der lnfrastrukturdefizite von Ober-, Mittel- und 
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Unterzentren und ihre besondere.Berücksichtigung bei der Vergabe öffentlicher 
Finanzierungshilfen im Rahmen einer ressortübergreifenden Infrastrukturpla­
nung, 

f) ~ie ~rha~tung der Dörfer_ und ~leinstädte als eigenständige Lebensgemeinschaften 
im land~ichen Raum als historisch gewachsener Bestandteil der Landschaft und 
d~r naturl1c~en Umwelt und als Gegengewicht gegen die Abwanderung in die Ver­
d1chtungsgebiete. 

(85) Die CDU Hessen ~ird die ~emeinschaftsaufgabe "Verbesserung der regionalen Wirt­
schaftsstru~tur durch ein Landesstrukturprogramm ergänzen. Sie wird eine markt­
wirtsc~a'.tliche Str~kturpolitik betreiben, die keinen direkten Einfluß auf die 
lnvestitionsentsche1dung~n d~r Unternehmen nimmt, sondern sich nur am Ausgleich 
der Standortnachteile orientiert. Dazu gehören insbesondere 

a) die besondere Berücksichtigung ortsansässiger mittelständischer Betriebe bei 
der Arbeitsplatzförderung, 

b) die Ei~beziehung von Handels- und Dienstleistungsbetrieben in die Förderung 
wenn sie als wesentlicher Bestandteil der Infrastruktur oder als Anbieter ' 
qualifizierter Arbeits- und Ausbildungsplätze für die Entwicklung der Region 
von Bedeutung sein können, 

c ) die Fördermöglichkeit von Industrieansiedlung auch an geeigneten Unterzentren 
wenn wohno'.tnahe Arbeitsplätze für die Erhaltung der Besiedlungsdichte, ins- ' 
besonde'.e im Zonenrandgebiet, und für die Weiterbewirtschaftung landwirt­
schaftlicher Höfe unerläßlich sind, 

d) die Förderung geeigneter Maßnahmen zur ganzjährigen Belegung von Fremdenver­
kehrsorten und Heilbädern sowie ihre bessere Einbeziehung in die Naherholung, 

e) die ~eibehaltung der Investitionszulage und die Objektivierung der Vergabe­
praxis, um Verwaltungsirrtümer zu vermeiden, 

f ) die Verbesserung der Statistik der geförderten Arbeitsplätze und die Inten­
sivierung der Erfolgskontrolle. 

4. Verkehrspolitik für die Zukunft 

(86) Ein aus'.eichendes Verkehrswegenetz ist das Herzstück der Infrastruktur und damit 
wesen~lic~e Voraus~etzung für ~ie La~desentwicklung. Die Verkehrserschließung 
der landlic~en Gebiete durch die regionalen Zentren, die Verbindung dieser Zent­
r~n untereinander und mit dem Rhein-Main-Gebiet auf Schiene und Straße und die 
Einbe~tung Hessens in das nationale und internationale Verkehrsnetz müssen da­
h~r sinnvoll aufeinander abgestinrnt sein. Die CDU wird mit ihrer Verkehrsplane 
die Maßnahmen aller Verkehrsträger und die Bedürfnisse der verschiedenen Regio­
nen aufeinander abstimmen. 

:- < 

(87) Bund~sfernstraßenbau und Bundesbahnpolitik sind unter Einbeziehung der Erfor­
dernisse der Raumordnung zu koordinieren. 

Die CDU wird sich für die Erhaltung der Bundesbahnstrecken sowie für die Beibe­
h~ltung der Dmn~bus~eis~ung~n von Ba~n und Post als öffentliche Dienstleistung 
e~nsetzen, soweit sie fur die Erschließung des ländlichen Raumes unverzichtbar 
sind. 

Besondere Beachtung verdient die Weiterführung des Personenverkehrs auf den Bun­
desbahnstrecken, die regelmäßig für die Anreise zu Heilbädern, Luftkurorten, 
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Erholungsorten und sonstigenFremdenverkehrsgebieten benutzt werden sowie die 
zeitliche und qualitative Verbesserung des Zugangebots auf den für die Naher­
holung der Verdichtungsgebiete geeigneten Strecken. 

(88) Weiterhin hält die CDU folgende Gesichtspunkte für bedeutungsvoll 

- die Zurücknahme aller sog. Sparmaßnahmen, die die Verkehrssicherheit gefährden 
(z. B. Sparautobahn), 

den Ausbau des S-Bahn-Netzes im Rhein-Main-Gebiet sowie die Verbesserung des 
öffentlichen Nahverkehrs auf Schiene und Straße auch im Einzugsbereich der 
kleineren Verdichtungsgebiete und Wachstumspole, 

- die Entlastung der Gemeinden vom Durchgangsverkehr, 

- ein Verkehrssicherheitsprogramm zum Schutze der hauptgefährdeten Gruppen 
(Kinder, ältere Mitbürger, Behinderte) sowie eine verstärkte Verkehrserzie­
hung. 

5. Sichere Energie - Grundlage des Wachstums 

(89) Die CDU Hessen fordert eine klare, überzeugende und auf die Grundsätze der so­
zialen Marktwirtschaft ausgerichtete Energiepolitik. 

Energie muß .in Erzeugung und Verbrauch sicher und zuverlässig, umweltfreundlich 
und wirtschaftlich sein. 

Alle konventionellen Energieträger (Kohle, Mineralöl, Erdgas und Wasserkraft} 
müssen dazu beitragen, den künftigen Energiebedarf zu decken. Die CDU strebt 
die langfristige Minderung der hohen Abhängigkeit unserer Volkswirtschaft von 
öl und Erdgas an. 

(9o) Die CDU Hessen ist sich der Notwendigkeit bewu3t, die friedliche Nutzung der 
Kernenergie zu verstärken. Der Bau einzelner Kernenergieanlagen darf aber nicht 
auf Kosten der Sicherheit und des notwendigen Schutzes der Umwelt durchgesetzt 
werden. Die in der Bundesrepublik Deutschland geltenden hohen Sicherheitsanfor­
derungen bleiben auch Maßstab für die Zukunft. Weitere intensive Bemühungen um 
zufriedenstellende Lösungen sind in den Bereichen der Wiederaufbereitung, beim 
Transport von radioaktivem Material, in der Abfallbeseitigung, beim Abbau still­
gelegter Kraftwerke, beim Schutz der Anlagen vor äußerer Einwirkung und bei der 
Lösung der Abwärmeprobleme notwendig. 

Die Entsorgung muß garantiert werden. 

Die Unternehmen der Kernbrennstoffverarbeitung in Hessen sind zusammen mit der 
Reaktorbau- und Zulieferindustrie mit vielen tausend hochqualifizierten Arbeits­
plätzen ein wichtiger Beitrag zur Vielseitigkeit und Zukunftsorientierung der 
hessischen Wirtschaft. 

Hinsichtlich etwaiger Risiken der Kernenergie hat die Allgemeinheit einen An­
spruch auf weitestgehende, objektive Information. Die CDU wird hierzu ihren 
Beitrag leisten. 

(91) Voraussetzung jedes energiepolitischen Programms ist eine detaillierte Standort­
planung und die rechtzeitige Durchführung von Raumordnungsverfahren in jedem 
Einzelfall, um allen Betroffenen und insbesondere den Bürgern dieses Raumes Ge­
legenheit zu geben, berechtigte Bedenken vorzubringen. Die CDU begrüßt, wenn 
Bürger sich zu Bürgerinitiativen zusammenschließen, um Interessen Betroffener 
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zu vertreten. 

Rationelle Ausnutzung und Verwendung von Energie mit Hilfe neuer Technologien, 
z. B. durch Maßnahmen zur Nutzung von Restwärme, zur Wärmedämmung in Gebäuden, 
Anwendung der Wärmepumpe und durch die Einführung energiesparender Techno­
logien müssen verstärkt gefördert und ei ngeführt werden. 

Forschung und Entwicklung zur Erschließung alternativer Energiequellen, insbeson­
dere auf den Gebieten der Kohleumwand lu ng und der Sonnenenerg ie, sind voranzu­
treiben. Erforderlich sind auch hier Kosten - Nutzen-Analysen, die ausweisen, ob die 
vorgeschlagenen Projekte unter Gesichtspunk ten des Umweltschutzes, der Sicherhe it 
und der Wirtschaftlichkeit sinnvoll werden kö nnen . 

6. Mittelstand - Rückgrat der sozialen Marktwirtschaft 

(92) Die Erfordernisse eines qualifizierten Wachstums , eines zukunftsorientierten 
Wandels, einer verbesserten Wirtschaftlichkeit und einer arbeitsp latzsichernden 
Wettbewerbsfähigkeit sind nur dann zu erfüllen, wenn es gelingt, die schöpferi­
schen Kräfte des einzelnen, seine Leistungsbereitschaft und sein Verantwortungs­
bewußt?ein zu aktivieren, sei es als freier Berufstätiger oder als Führungs­
kraft in Handwerk, Handel, Industrie oder öffentl i chem Dienst . Es gilt, die 
Vielfalt dieser Berufe zu sichern . 

(93) Die CDU steht fest zum Leistungsprinzip und zur angemessenen Leistungshonorie­
rung. All denjenigen, die in Wirtschft, Verwaltung und anderen Bereichen tätig 
und bereit sind, persönliches Risiko zu übernehmen, muß der soziale Aufstieg 
durch Leistung möglich bleiben. 

(94) Die CDU hat die große Bedeutung der Klein - und Mittelbetriebe und der freien 
Berufe schon iß111er betont. Neben der angemessenen Berücksichtigung mittelstän­
discher Belange in allen Zweigen der Landespolitik wird die CDU vor allem 

a) im Rahmen ihrer Zuständigkeit als Landeskartellbehörde Beschränkungen 
der Wettbewerbsfreiheit verfolgen und die vom Kartellgesetz erlaubten 
Kooperationsformen mittelständischer Unternehmen aktiv unterstützen, 

b) darauf hinwirken, daß im Steuersystem die Benachteiligung mittelständischer 
Unternehmen abgebaut wird und die Voraussetzungen für eine bessere Eigenka­
pitalbildung durch Investitionsrücklagen und Abschreibungsmöglichkeiten ge­
schaffen w~rden; dies gilt insbesondere für das Problem einer Hinzurechnung 
von Dauerzinsen zum Gewerbeertrag bei der Gewerbesteuer sowie die Anpassung 
der Abschreibungsmöglichkeiten für 'geringwertige Wirtschaftsgüter'' an die 
Preisentwicklung durch Erhöhung von DM 800, -- auf DM 1.600,--

c) die Selbsthilfe der Klein- und Mittelbetriebe in Form von Kreditgarantiege­
meinschaften und Kapitalbeteiligungsgesellschaften durch Rückbürgschaften 
fördern, 

d) Existenzgründungen und eigenständiges Wachstum von Klein- und Mittelbetrieben 
sowie den Eintritt in neue Märkte durch Kapitaldiensthilfen unterstützen, 

e) Fördermittel zur Sicherung der beruflichen Aus-, Fort- und Weiterbildung sowie 
zur Umschulung und Anpassung an die veränderten Marktstrukturen bereitstellen, 

f) die betriebliche und überbetriebliche Ausbildung in Handwerk, Handel und In­
dustrie fördern und nicht durch unnötige Auflagen zusätzlich erschweren; Abbau 
bürokratischer Hemmnisse, 
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g) bei der Vergabe öffentlicher Aufträge mittelständische Unternehmen angemes­
sen beteiligen und die gemeinschaftliche Durc~führung eines Großauftrags 
durch die Obernahme des Haftungsri sikos erleichtern, 

h) für eine gerechte und leistungsfördernde Reform d~ s S teu~rsystems einset~en, 
vor allem für die Beseitigung des Tarifsprungs bei der Einkorrmenssteuer uber 
den Bundesrat sowie die Abschaffung von Getränke-, Schankerlaubnis- und 
Lohnsummensteuer, für die den Gemeinden ein voller Ausg leich zu gewähren ist; 
im Rahmen einer generellen Neuverte ilung der Steuererträge zwischen Bund, 
Ländern und Gemeinden soll auch der Wegfall der Gewerbekapitalsteuer ange­
strebt werden, 

i) durch Abbau bürokratischer Hemmnisse die mittelständischen Unternehmen und 
freien Berufe entlasten. 

7. Fremdenverkehr schafft qualifizierte Arbeitsplätze 

Der Fremdenverkehr ist ein wichtiger Wirtschaftszweig in den l ändlichen Gebie­
ten Hessens. Er bietet eine Vielzahl qualifizierter Arbeits- und Ausbildungs­
pl ätze. Die CDU mißt daher der Förderung des Fremdenverkehrsgewerbes, den mit 
dem Fremdenverkehr befaßten privaten und öffentlichen Institutionen und der 
Unterstützung der kommunalen und staatlichen Heilbäder in ihrer gegenwär~igen 
Notlage besondere Bedeutung bei. Ziel ist vor allem die Förderung der Privat­
initiative und eine von staatlichen Eingriffen weitgehend unbehinderte Ent­
faltung des hessischen Kur- und Fremdenverkehrswesens. 

(96) Die CDU wird den Fremdenverkehr fördern und dabei insbesondere 

(g7) 

a) die privaten Beherbergungsbetriebe, Gaststätten und Sanatorien durch Investi­
tionshilfen fü r Betriebsgründungen, Erweiterungen und Modernisierungen unter-
stützen, 

b) ein Sonderprogramm "Hess i sehe Kleinstädte" entwi cke 1 n, 

c) die nicht-staatlichen Heilbäder Hes sens soweit wie möglich den Staatsbädern 
gleichstellen, 

d) das Urlaubs- und Freizeitangebot der hess ischen Bade- und Fremdenverkehrsorte 
sowie deren Infrastruktur durch geeignete Maßnahmen unters tützen, um dem 
Strukturwandel auf dem Kur- und Erholungssektor besser gerecht zu werden und 
die Saisonzeiten auszuweiten, 

e) die Ziele des F.remdenverkehrs auch bei anderen Förderungsmaßnahmen wie Dorf­
erneuerung, Altstadtsanierung, Natur- und Landschaftsschutz, Verkehrswegepl a­
nung und kommunalen Investitionshilfen berücksichtigen. 

8. Land- und Forstwirtschaft im Dienste der Gesamtbevölkerung 

Land- und Forstwirte sind als freie Unternehmer, als Produzenten gesunder Nah­
rungsmittel und Rohstoffe sowie als Gesta~ter der ~ulturlandschaft von b~sonderer 
Bedeutung. Die breite Streuung des Bodeneigentums in der Landwirtschaft i~t vor­
bildlich für die gesamte Wirtschafts- und Sozialordnung. Land- und Forstwirte 
verhindern, da ß die Landschaft verödet oder aus Steuergeldern gepflegt werden 
muß. Durch eigene Ferienangebote verbessern ~iele Land~ir~e den F~emdenverkehr 
ganzer Regionen . Daher sind Land- und Forstwirtschaft in ihrer weiteren Entwick­
lung nachhaltig zu fördern. 
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(98) Die CDU Hessen wird eine Agrarpolitik betreiben, die darauf ausgerichtet ist, 
das breit gestreute Bodeneigentum zu bewahren, die Kulturlandschaft zu erhal­
ten sowie in Verbindung mit der Regionalpolitik den ländlichen Raum als leben­
di gen \.Jirtschafts- .wohn- und Erholungsraum weiterzuentwickeln. Weiterhin wird 
sie bemüht sein, 

a ) die Sicherung der landwirtschaftlichen Einkommen, die langfristige Bedarfs­
deckung mit Nahrungsmitteln und die Interessen der Verbraucher in Einklang zu 
bringen, 

b) in einem umfassenden Programm die Entwicklung der Infrastruktur ertrags- und 
strukturschwacher Gebiete, insbesondere auch die Landwirtschaft in den grün­
landstarken Mittelgebirgslagen in Ergänzung zum EG-Bergbauernprogramm zu för­
dern, 

c) das einzelbetriebliche Förderungsprogramm nicht vom Erreichen einer bestimm­
ten Einkommensgrenze abhängig zu machen, sondern von der Rentabilität der 
Investitionen und von der Leistungsfähigkeit und Leistungsbereitschaft der 
Bauern, 

d) die Selbsthilfe der Landwirte, insbesondere durch Genossenschaften, überbe­
trieblichenMaschineneinsatz, Betriebshilfsdienst und Erzeugergemeinschaften 
sowie der Waldbesitzer durch forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse auf 
freiwilliger Grundlage zu fördern, 

e) die Land- und Forstwirte in allen technischen und wirtschaftlichen Fragen 
der Betriebsführung angemessen zu beraten und dort, wo diese Aufgaben von 
privaten Organisationen, Verbänden und Genossenschaften wahrgenommen werden, 
diese zu unterstützen, 

f) außerlandwirtschaftlichen Zu- oder Nebenerwerb durch direkte Förderung 
(Ferien auf dem Bauernhof, wohnortnahe, qualifizierte Arbeitsplätze, Verbesse­
rung der Verkehrsbedingungen) und durch Förderung der Kooperation zu erleich­
tern. 

(99 ) Der Wald ist für Leben und Gesundheit der Menschen unentbehrlich. Im Rahmen sei-
, ner vielfältigen Nutz-, Schutz- und Erholungsfunktionen schafft er optimale Um­

weltbedingungen, reinigt die Luft und reichert sie mit Sauerstoff an, erhält 
und vergrößert die Grundwasserreserven, bietet Stille und Naturerlebnis und 
stellt durch seine wirtschaftliche Nutzung knappe Rohstoffe und Arbeitsplätze 
bereit. Hessen ist durch sein Waldreichtum verpflichtet, durch eine voraus­
schauende Forst- umd Umweltpolitik diese Naturgüter für die kommenden Generatio­
nen bestmöglich zu erhalten und zu pflegen und dort, wo es erforderlich ist, zu 
mehren. 

9. Informierte Verbraucher - Voraussetzung für funktionierende 
Marktwirtschaft 

( loo) Für die CDU Hessen ist Verbraucherpolitik ein wesentlicher Bestandteil der Markt­
wirtschaft. Erklärtes Ziel der Verbraucherpolitik ist es, die Marktstellung des 
Verbrauchers zu verbessern. Dies kann nicht allein Sache des Staates sein. Dem 
Verbraucher müssen vielmehr vielfältige Informationsmöglichkeiten durch Ver­
braucherverbände, Wirtschaftswerbung und staatliche Orientierungshilfen zur Ver­
fügung stehen, damit er frei entscheiden kann, wo er sich die erforderliche Markt­
übersicht und Produktkenntnis verschafft. Für die CDU Hessen ist daher die För­
derung des Informationswettbewerbs ein wichtiger Teil der Verbraucherpolitik. 
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(lol) Die CDU wird im Rahmen ihrer Wirtschaftspolitik der Verbraucherpolitik einen 
besonderen Rang beimessen und 

lo2) 

- die Verbraucherberatung in allen Fragen der Hauswirtschaft, der Ernährung, 
des sachgerechten Einkaufs, des Preis- und Qualitätsvergleichs und der 
Produktbeurteilung, die bereits von den Verbraucherzentralen und den Bera­
tungsstellen des Ministers für Landwirtschaft und Umwelt wahrgenommen werden, 
intensivieren, 

- Bemühungen von Wirtschaftsverbänden und Kammern um Verbraucherinformation un­
terstützen, 
die Verbraucherinformation im Rahmen der Marktwirtschaftslehre in die Lehr­
pläne der Schule aufnehmen. 

lo. Solide öffentliche Finanzen 

Die Entwicklung des Landeshaushalts in den letzten Jahren war zunehmend gekenn­
zeichnet von einem überdurchschnittlichen Ansteigen der konsumtiven Staatsaus­
gaben, insbesondere im Personalbereich, sowie von der Stagnation und schließ-
1 ich sogar vom Absinken der Investitionsausgaben. Hinzu kam das ra~che_Wachs-. 
turn der Verschuldung, nicht zuletzt durch die Milliarden-Z~hlung fur di~ Hessi­
sche Landesbank. Da in Zeiten der Hochkonjunktur - statt Rucklagen zu bilden -
bereits Schulden gemacht wurden, mußten alle Konjunkturankurbelungsprogramme 
mit Krediten finanziert werden und für besondere Notlagen, wie die der arbeits­
losen Lehrer, waren keine finanziellen Polster vorhanden. 

(lo3) Auch die CDU Hessen kann diesen Landeshaushalt nicht über Nacht in Ordnung brin­
gen. Sie wird jedoch von Anfang an eine solide Finanzpolitik betreiben, die an 
folgenden Gesichtspunkten ausgerichtet ist: 

a) Die Verschwendung von Steuermitteln durch überzogene Regierungspropaganda 
und kostspielige Druckerzeugnisse wird beendet; 

b) Begrenzung der Steigerung des Personalkostenanteils, dabei aber flexible 
Reaktion auf unabweisbaren Bedarf (z. B. arbeitslose Lehrer, Planstellen 
im Bereich der inneren Sicherheit); 

c) Verbesserung des Investitionsanteils, möglichst im Bereich der Investitionen, 
die nur geringe Folgekosten verursachen; 

d) Senkung der jährlichen Nettoneuverschuldung, um nic~t künfti~e Hausha~t~ mit 
Schuldendienstleistungen so zu belasten, daß der Spielraum fur Investitionen 
weiter eingeengt wird; 

e) Bildung von Rücklagen in Zeiten der Hochkonjunktur und Verwendung von Steuer­
einnahmen zur Schuldenrückzahlung; 

f} jede neue Aufgabe der öffentlichen ~and und jedes gesetzliche Xorhab~n wird 
rechtzeitig und gewissenhaft auf seine Folge- und Nebenkosten uberpruft; 

g) Oberprüfung solcher Gemeinschaftsaufgaben zwischen Bund und Ländern, die sich 
in der Vergangenheit nicht bewährt haben; 

h} Einsatz für die Schaffung größerer Durchsichtigkeit im Steuersystem (z. B. Ab­
schaffung Bagatellsteuern); 

i) Modellversuche für Privatisierungsvorhaben. 
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11. KolT)!Tiunale Finqnzkraft stärken 

(lo4) Die Finanzlage der Kommunen ist nicht zuletzt durch Bundes- und Landesgesetze, 
die ihnen immer neue Aufgaben übertragen haben, ohne deren Finanzierung sicher­
zustellen, beengt. Die Gemeinden und Städte haben seit dem Kriege die Hauptaufbau­
leistung vollbracht und tragen heute noch den größten Teil der Bildungs-, So­
zial-, Urrr.ieltschutz- und lokalen Infrastrukturinvestitionen. Deshalb sieht das 
Grundyesetz vor, daß sie auf dem Webe des Finanzausgleichs am Steueraufkommen 
des Landes beteiligt werden. Wegen der Finanznot des Landes wurden jedoch die 
Investitionsmittel im kommunalen Finanzausgleich in den letzten Jahren verrin­
gert. Die Folgekosten der Investitionen - insbesondere auch für die Kommunen -
wurden unzureichend berücksichtigt. 

(lo5) Die CDU Hessen wird schrittweise mit der Sanierung des Landeshaushalts den kom­
mulanen Finanzausgleich verbessern und dabei vor allem 

a) den berechtigten Anspruch der Kommunen auf einen angemessenen Anteil am 
Steueraufkommen des Landes anerkennen und dabei mehr frei verfügbare 
Schlüsselzuweisungen bereitstellen . 
Mittelpunktfunktion und Großflächigke it sind besondere dabei zu berücksichti ­
gende Faktoren; 

b) die Investitionshilfen im kommunalen Finanzausgleich bevorzugt als echte Bei­
hilfe und nicht als Schuldendiensthilfe vergeben, um nicht die Kommunen 
in weitere Verschuldung hineinzutreiben; 

c) den Landesanteil an den jährlichen Zuweisungen zum Hessischen Investitions­
fonds regelmäßig und in voller Höhe einzahlen und nicht den Kommunen die 
Haupt last an dieser gemeinschaftlichen Einrichtung überlassen; 

d) den Landesentwicklungsplan im Einklang mit der Finanzplanung des Landes 
regelmäßig fortschreiben und die Finanzierung der darin genannten kommunalen 
Investitionen für den Planungszeitraum sicherstellen. 

12. Privatisierung - kein Dogma, aber Hi l fe 

(lo6) Der Staat hat sich im laufe der Zeit immer stärker am Wirtschaftsleben betei­
ligt. Die Versorgung der Bürger hat öffentliche Dienste aller Art entstehen 
lassen . Konjunkturel le Gründe wie Arbeitsplatzsicherung haben zur Beteiligung 
der öffentlichen Hand an Unternehmen geführt . Sch li eßli ch sind mit dem Umwelt­
schutz und dem Nahverkehr in den Verdichtungsräumen neue Aufgaben solcher 
Größenordnung entstanden, die nur öffentlich wahrgenomme werden konnten. 

(lo7) Die CDU wird prüfen, welche Aufgaben rationeller, bi l liger und sozial ver­
träglich in privater Trägerschaft erfüllt werden können. Sie wird untersuchen, 
in welchem Maße die öffentlichen Haushalte entlastet werden können und welche Formen 
der Privatisierung möglich sind. öffentliche Aufgaben, die sich als privati ­
sierungsfähig erweisen, wird die CDU an den privaten Sektor abgeben. Hierbei 
muß auf die Dauer gewährleistet sein, daß das Angebot an entsprechenden öffent­
lichen Leistungen allen Bürgern ohne Abstriche an der Qualität zur Verfügung 
steht. 

(loß) Die CDU Hessen wird in diesem Zusammenhang dem Subsidiaritätsprinzip überall 
dort Geltung verschaffen, wo Einrichtungen freier Träger bei gleicher Aufgaben­
erfüllung kostenkünstiger arbeiten als entsprechende öffentliche Institutionen . 

(lo9) Beteiligungen der öffentlichen Hand an Wirtschaftsunternehmen werden aufgegeben, 
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Wirtschaftsunternehmen in öffentlicher Hand werden privatisiert, wenn ~ie Grün­
de für das Eingreifen des Staates (z. B. ge'.ährdete ~ersorgung der Be~o l kerung, 
vorübergehende Arbeitsplatzgefährdung, Vorliegen konJunktureller Engpasse) 
entfallen sind. 

(llo) Der Verkauf bzw. die Schließung öffent li cher Regiebetriebe.ist üb~rall dor~ zu 
befürworten, wo ihre Vorteile für die öffentliche Hand geringer sind als die 
Nachteile für ortsansässige Unternehmen. 
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V. SOZIALE ~ERECHTIGKEIT - DIENST AM MENSCHEN 

(111) Freiheitliche Politik aus sozialer Verantwortung bedeutet solidarischen Schutz 
fUr d7n S7hwachen und Hilfeleistung für den sozial Benachteiligten. Sie beinhal­
tet die Eigenverantwortung des einzelnen wie de r gesel l schaftlichen Gruppen 
a~ch im sozialen Bereich. Dieser Eigenverantwortung entspricht das Prinzip der 
Hilfe zur Selbsthilfe, zu dem sich die CDU bekennt . 

Darüber hinaus umfaßt der soziale Auftrag der Gemeinschaft und die Forderung nach 
S?zialer Gerechtigkeit die Verpflichtung für jeden einzelnen, mehr für seine 
Mitmenschen zu tun. 

Das Streben nach uniformer Gleichheit und die totale Bevormundung sind Feinde 
einer freiheitlichen Sozialpoliti k. Beide lehnt die CDU aus ihrem freiheitlichen 
Menschenbild heraus ab. 

1. Familien unterstützen 

(112 ) Die Familie erfüllt eine unersetzliche Aufgabe für die freie Gesellschaft. Die 
CDU setzt sich für eine starke Position der Familie und deren wirtschaftliche 
und soziale Sicherstellung ein. Für sie ist die Familie als Lebens- und Erzie­
hungsgemeinschaft der wichtigste Ort individueller Geborgenheit und Sinnvermitt­
lung . Die CDU lehnt eine Verlagerung von Funktionen der Familie auf die Gesell­
schaft ab. Dabei wird die Bedeutung anderer Erziehungsträger allerdings nicht 
verkannt. 

(113) Angesichts der bedrohlichen Geburtenrückgänge und einer konzeptionslos betrie­
benen Familienpoliti k ist eine familienpolitische Neuorientierung unumgänglich. 
Insbesondere gilt es, der Mehrkinderfamilie gezieltzu helfen· Ein Mittel hierzu 
is t das Erziehungsgeld. 

(114 ) Die CDU unterstützt alle Bemühungen, die auf eine Verbesserung der Familienbil­
dung und -beratung, vor allem in den ausschlaggebenden ersten drei bis vier 
Lebensjahren, zielen . 

(115) Das Netz der Beratungsdienste, das für die Familie immer wertvoller wird, ist 
personell und von der Zahl der Einrichtungen her entsprechend auszustatten. Das 
Angebo t an Einrichtungen für Familienbildung soll dem Bedarf entsprechen. Die 
Müt t er- und Familienerholung ist zu fördern . 

(116 ) Die CDU fordert die Einführung von Familiengründungsdarlehen für kinderreiche 
und junge Familien. 

(117) Das Angebot an Ausbildungs-, Weiterbildungs- und Umschulungseinrichtungen für 
den Wiedereintritt von Frauen in das Berufsleben ist zu verbessern. 

(118) D ~ e CDU fordert einen familienpolitischen Beirat aus unabhängigen Sachverstän­
digen und Vertretern der hessischen Familienorganisationen, der zu aktuellen 
Fragen der Familienpolitik Stellung nimmt und praxisbezogene Empfehlungen ab­
geben soll. 

2. Gleichberechtigung der Frau 

(119) Gl:ichberechtigung bedeutet für die CDU nicht Gleichheit, sondern Gleichwertig­
keit der Aufgaben von Mann und Frau. Das bedeutet für die Frau Wahlfreiheit 
i hren Lebensweg im Beruf, in der Familie oder in einer Verbindung beider in' 
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in Partnerschaft zu gestalten, 

(12o) Die Frau, die ihre Familie betreut, ist mit jeder berufstätigen Frau gleich­
ra~gig . Daher muß die Tätigkeit der Frau in der Familie als berufliche Tätig­
keit anerkannt werden . Dazu gehört auch die Schaffung einer eigenständigen so­
zialen Sicherung. 

(121) Die CDU fördert und begrüßt die freiwillige aktive Mitarbeit der Frau in Staat 
und Gesellschaft. Ihre Mitwirkung in diesen Bereichen ist unentbehrlich. 

(122) Die CDU setzt sich für eine Gl eichstellung der Frauen im Berufsleben ein. 

D~e I~fo~ationen - auch der Eltern - über die l•Jahlmögl ichkeiten und die Notwen­
digkeit einer guten Schul- und Berufsausbildung für Mädchen und Frauen sind zu 
verbessern . Der Konzentration der Mädchen auf nur wenige Berufsbereiche muß 
durch eine differenzierte Form der Berufsberatung sowie gezielte Förderungs­
maßnahmen entgegengewirkt werden. 

Die öffnung neuer Berufe, die den Frauen bisher nicht zugänglich waren, ist 
ebenso notwendig wie die Bereitstellung entsprechender Ausbildungsplätze für 
Mädchen. 

Di.e Ar_-beitsp l a~zbedi ngungen sowi: die arbeitsrechtlichen Schutzbestimmungen 
fur die Frau mussen den Erkenntnissen der modernen Arbeitsmedizin entsprechen 
und sind streng zu überwachen. 

(123) Die CDU setzt sich dafür ein, daß mehr Betriebe Teilzeitarbeit und die gleiten­
de Arbeitszeit einführen, damit Frauen sowohl einem Beruf nachgehen können als 
auch ihren Pflichten innerhalb der Familie nachkommen können. Eine CDU-Landes­
regierung wird prüfen, inwieweit der öffentliche Dienst hier mit gutem Beispiel 
vorangehen kann. 

Vermehrte Teilzeitarbeit ist ein Weg zum Abbau der überproportionalen Arbeits­
losigkeit der Frauen. 

3. Für eine kinderfreundliche Gesellschaft 

(124) Die CDU unterstützt alle Bemühungen von Familie, Staat und freien Kräften um 
Pflege und Erziehung der Kinder. Sie wird sich für familienfreundliche Lebens­
verhältnisse einsetzen, um auch dadurch die körperliche und geistige Entwick­
lungsfähigkeit des Kindes zu fördern. 

(125) Der steigenden Zahl von Kindesmi ßhandlungen soll durch gezielte Aufklärungsmaß­
nahmen begegnet werden. Die volle Härte des Gesetzes muß jeden treffen, der 
Kinder mi ßhandelt. 

(126) Zur Verhinderung entwicklungshemmender, lebenslanger Schädigung des Kindes wird 
eine ausreichende fachärztliche Versorgung im vorgeburtlichen Bereich sowie bei 
der Geburt sichergestellt. Ein Netz von Zentren zur Früherkennung und Frühbehand­
lung von Schäden bei Kleinkindern soll mit Hilfe des Landes aufgebaut werden . 

(127) Die Mitbestimmung und Mitverantwortung der Eltern in allen staatlichen und frei­
en Erziehungs- und Bi l dungseinrichtungen bleibt wesentliches Ziel der CDU-Politik . 

(128) Es müssen ausreichende kinder- und familiengerechte Spielplätze geschaffen werden. 
Der Gefährdung der Kinder im Straßenverkehr ist wirksamer zu begegnen. 



(129) 

(13o) 
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d · · b dere von Heimkindern 
Die Vermittlung von Pflegekindern und di~ A or,t10~ ins eson " des Landeswohl­
wird verstärkt und beschleunigt. Das P~oJekt Erziehungsstelle 
fahrtsverbandes wird besonders unterstutzt. 

Die Heimerziehung ist qualitativ zu verbessern. 
f" K" d · Vorschulalter 

~~~ ~~~i~~~~~~ll~~~ :~~~~~~~~~g~~~~e~~n~~~~~~~a:~~~eru~ed~~f~~e~~cht auszubauen. 
Dabei ist besonders auf sinnvolle öffnungsze1ten zu achten. 

F.. d1·e CDU sind Kindergärten in freier und kommunaler Trägerschaft gleichwertig. 
ur . f .. d Beide sind daher in gleicher Weise zu or ern. 

4. Jugend in Verantwortung 

(131) ~i: ~~ße~~~o~!~i~e~~~r;~~s~~:~tR:~~~~s~~;~e~c1D~un~iZ~~~~~~;~~g~~:~~~:~~~:i~~~~;~d. 
Freiheits- und Gestaltungsraum werben. D~e ~u ie 
sondern ihr alle Hilfen geben, daß sie sich frei entfalten kann. 

(132) Die CDU tritt für eine w~rks~me Orga~isatio~ de~ ~ugen~~~~;~h~~~ge~f~~~t~i~~:n 
~~~e;;~~~t!~~~~: ~~b~~se~~h1~:~~;~~~~e~i~!~nn~~d

0

de~njungen Menschen unter den 
Angeboten und Trägern der Jugendhilfe zu sichern. 

Die CDU tritt für die Stärku~g der f~eien Träger der Jugendhilfe sowie ihre 
Förderung aus öffentlichen Mitteln ein. 

11331 \1~l~~;~i!:1~~~~!~~i::1~:~1~:i;::;;~~~~tß;:~1::l!l;i~~i~!~~~i;~:;;l:~~;i;~; 
nungszentren, Jugendsport- und -erholungsma_na men, 
treuung jugendlicher Randgruppen zu sehen sind. 

(134) ~~~e:~~~~~ä~~~g~~1i~~g~~~i~~~~~{~~~~t~~n~u~:~~~i~~~~n~~ii:~t~i~~~.J~~~:~~~:tiati­
~~~~~~~~na:g~~~~~~z~~;r~~e~:~c~u~~~~~~~!~~~~~~~:!~~~l!:ln!~:n~;~:~~~~~~~~gw~~t-
~~~~~~~e~it~!s~~~t~~~~~ö~~{~h~~~t:~g~~ Rahmen eines'Jugendzentrums erhalten. 

(135 ) Den in Schwierigkeiten befindlichen jungen Mensch~~ ~~~~e~~~w!~g~~~e~ms~~~m~~hder 
~~~~~~~tF:~~l~:sg~~~;f:~n~~r~~~~k~~~ed~~ßV~~~~:~u~gsk~~~t~ei~:~~~e~~~~:i~~ea~~er 
richten . Die offene Erziehungshilfe hat orrang vor 
Trennung von der Familie bedeutet. 

· · St kt plan der Jugendhilfe in Hessen in 
(136) Eine CDU-Landesregierung w~rd eindenk ru 1 ~~ Trägern der Jugendhilfe erarbeiten. 

Zusammenarbeit mit den freien un ommuna 
· h ftl · her Grundlage weiterentwickeln 

(137) Die CDU wird den Jugendschu~z auf wis~ensc a ~~ k r anwenden, um die Gefähr-
und die bestehenden ge~etz'.ichendB~stimmu~~~~a~c~r ~erwahrlosung und Gewalttätig-
dung durch Alkohol-, Nikotin- un rogenmi , 
keit zu vermindern. 
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beit fördern, in denen unmittelbares gesellschaftliches Engagement gefordert wird. 
In diesem Zusammenhang wird die CDU auch Berlin- und Zonengrenzfahrten von Ju­
gendlichen fördern, damit diese sich ein realistisches Bild von der Wirklichkeit 
im geteilten Deutschland machen können. 

(139) Als zentrales jugendpolitisches Problem sieht die CDU die Beseitigung der Ju­
gendarbeitslosigkeit und die Verbesserung der beruflichen Chancen der jungen 
Generation an . 

5. Sorge um ältere Mitbürger 

(14o) Die CDU will den älteren Mitbürgern einen Lebensabend nach ihren eigenen Wün­
schen und Vorstellungen nach dem Ausscheiden aus der Berufswelt ermöglichen, 
damit sie am kulturellen, gesellschaftlichen und geistigen Leben in der Gemein­
schaft weiter teilhaben können. 

1) Die CDU ist der Ansicht, daß zunächst die Familie die Verantwortung gegenüber 
ihren älteren Angehörigen trägt. Sie darf keinesfalls aus ihr entlassen werden . 
Daher kann und darf die Allgemeinheit keine Aufgaben übernehmen, die die Fami­
lie noch übernehmen kann . 

(142) Wenn der ältere Mitbürger die Probleme des Alters nicht mehr aus eigener Kraft 
oder mit Hilfe seiner nächsten Verwandten bewältigen kann, muß das Land im 
Zusammenwirken mit den freien Wohlfahrtsverbänden und den kommualen Körperschaf­
ten für eine Vielzahl von Einrichtungen und sozialen Diensten sorgen. 

(143) Die CDU setzt sich dafür ein, daß die Menschen durch gezielte Informationen und 
geeignete Hilfen auf das Alter vorbereitet werden, um einen abrupten Obergang 
von einem Leben geregelter Berufstätigkeit zu unvermittelt aufgezwungener Muße 
wegen der damit verbundenen vielfältigen schädlichen Einflüsse auf die Persön­
lichkeit älter werdender Menschen zu verhindern. 

(144) Wichtigste Voraussetzung für ein Leben, das den Wünschen der älteren Mitbürger 
entspricht, ist die Schaffung altersgerechter Wohnformen. Diese sollten sowohl 
innerhalb des sozialen Wohnungsbaues als auch bei privaten und gemeinnützigen 
Bauobjekten durch Schaffung stärkerer Anreize gefördert werden. 

Die CDU wird darauf hinwirken, daß Altenwohnungen nicht isoliert, sondern ein­
gestreut in Wohnsiedlungen in Stadtnähe und verkehrsgünstiger Lage erstellt 
werden. Die Stadtplanung, Wohnsiedlungs- und Stadtsanierungspläne müssen darauf 
Rücksicht nehmen, daß Altenwohnungen in familiennaher Umgebung entstehen. 

Die CDU will bauwilligen Familien die Schaffung von Einliegerwohnungen für ihre 
älteren Angehörigen durch geeignete Maßnahmen ermöglichen. 

(145) Der Wunsch der älteren Menschen nach Unabhängigkeit und eigener Haushaltsfüh­
rung muß durch umfassende Hilfsmöglichkeiten (Nachbarschaftshilfe, Haushalts­
hilfe, Essen auf Rädern, Beratungsdienste, pflegerische Dienste, Abholdienste) 
gestützt werden. Die Angebote der freien Wohlfahrtsverbände müssen sinnvoll 
koordi niert werden. 

(146) Die Kontaktpflege innerhalb der älteren Generation wird die CDU durch die För­
derung von Altenbegegnungsstätten und Altenwerkstätten stärken. Die CDU wird 
im Rahmen der allgemeinen Erwachsenenbildung spezielle Bildungsprogramme für 
die ältere Generation anbieten Auch sportliche Freizeitangebote für ältere 
Menschen erfüllen wichtige Belange der Gesundheits- und Kontaktpflege. 
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(147) FUr alle Menschen, die nicht mehr in der Lage sind, ihren eigenen Haushalt wei­
terzuführen und die nicht von Angehörigen oder im Rahmen offener Maßnahmen be­
treut werden können, sind entsprechend deren Leistungsvermögen und Gesundheits­
zustand geeignete Heimplätze in ausreichendem Maße bereitzustellen. 

6. Behinderte - Anspruch auf Hilfe 

(148) Menschen mit körperlichen, geistigen und seelischen Schäden sind gegenüber 
ihren Mitbürgern ohne eigene Schuld benachteiligt . Die Behinderten sind auf die 
Unterstützung ihrer Mitbürger ange1~i esen. Sie brauchen Achtung und Anerkennung. 
Sie haben ein Recht auf die Hilfe des Staates. 

(149) Die CDU wird einen Behindertenplan für Hessen vorlegen. Außerdem fordert sie 
zur Koordination aller Maßnahmen im Behindertenbereich die Berufung eines Landes­
ausschusses für Rehabilitation, in dem die Träger von Rehabilitationseinrichtun-
gen in Hessen vertreten sind. 

(15o) Die CDU will den behinderten Menschen, die ihre Behinderung oder deren Folgen 
nicht selbst überwinden können, und den Menschen, denen eine Behinderung 
droht, durch folgende Maßnahmen helfen, ihre Fähigkeiten und Kräfte zu entfalten 
und einen entsprechenden Platz in der Gemeinschaft zu finden: 
- Verstärkung der Vorsorgeuntersuchungen (einschließlich Vorgeburt-Diagnostik) 

für Säuglinge und Kleinkinder, 
- die Einführung einer gesetzlichen Meldepflicht für alle behinderten Kinder, 

- Behandlungszentren für behinderte Kleinkinder, 
- Förderung von Beratungsdiensten für Familien mit behinderten Kindern und Fa-

milienangehörigen, 
- Ausbau von Sonderkindergärten und Sonderschulen, 
- Förderung angemessener Berufsmöglichkeiten, Berufsausbildungshilfen, Arbeits-

plätze und ~Jerkstätten für Behinderte, 
- bessere Abstimmung der medizinischen, schulischen, beruflichen und sozialen 

Maßnahmen aufeinander, 
- verstärkte Förderung von stationären und teilstationären Einrichtungen zur 

Betreuung von Schwer- und Schwerstbehinderten, 
Ennöglichung einer aktiven Partnerschaft zwischen Behinderten und Nichtbehin­
derten durch die Schaffung entsprechender Kommunikationsmöglichkeiten, 

- Ausbau der Einrichtungen für spezielle Ferien-, Kur- und Freizeitangebote 
für Behinderte, 

- Abbau der architektonischen Barrieren für Behinderte in der Bau- und Stadt­
planung, insbesondere beim sozialen Wohnungsbau und in öffentlichen Gebäuden, 

- Verabschiedung eines Landespflegegeldgesetzes für Schwerstbehinderte. 

(151) Die Kriegsopfer verdienen unsere besondere Aufmerksamkeit. Die CDU wird si ch 
dafür einsetzen, daß die Kriegsopferversorgung in der Bundesrepublik Deutsch­
land mit der allgemeinen Sozialentwicklung Schritt hält und innerhalb der Be­
hinderten-Betreuung angemessen beachtet wird. 

7. Vertriebene, Flüchtlinge, Aussiedler gehören zu uns 

(152) Viele Heimatvertriebene und Flüchtlinge haben in Hessen eine neue Existenz und 
Heimat gefunden. Sie haben Wesentliches zum bisher Erreichten auf wirtschaft-

( 153) 

(154) 

(155) 

(156) 
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lichem, sozialem und kulturellem Geb.et b . . M~ tbürger gegen a 11 e diffamierenden An . ~?etrag~n. Deshalb nimmt die CDU diese 
Mißachtung ihrer Rechte und Zukunftsho*;1 e vond1nnen und außen, gegen jede 
das den Heimatvertriebenen und Flü htl . ungen un gegen das Bestreben in Scnutz, 
zu bagatellisieren. c ingen angetane Unrecht zu verschweigen oder 

Die CDU wird für die wirtschaftlich · l rung der deutschen Aussiedler als ~i1~oz1a e u~d gesellschaftliche Eingliede-
sich mehr als bisher um folgende M~~nah~~e~:m~~~~~r verstärkt sorgen. Sie wird 

-schnel~ere Bereitstellung von familiengerechten Wohnungen, 
- verstarkte Sprachförderung der sch 1 fl . h . . . meinbildenden Schulen und in den B~ Pf icht;ge~ Auss~e~lerk1nder in den allge-

t~ng.von Förderkursen anzustreben a~~ ~~~hu ~n, ~adb~ 1 .dist sowo~l die Einrich-
mogl1chen, eine in ivi uelle Forderung zu er-

- Unterstützung der bestehenden Förd h 1 . m~ßig~ Eingliederung zu beschleuni~~~cu~deni ~mhdi~ ~pra~hliche und ausbildungs -
Eingliederung der Kinder und Jugendl. h g ebic ~eit~g die gesellschaftliche .. ic en zu egunstigen, 

- v~rstar~te Einrichtung deutscher Sprachkurse für Erwachsene um ihre berufli-
- ~ eb un gesellschaftliche Eingliederung zu gewährleisten ' 

,.er esserung der ku l ture 11 en und sozi a 1 en Betreuun , 
- H~~~ess~r~na der beruflichen Beratun9 und Bildungs6~ratung 
- i en e1 er Beschaffung und Obersetzung von Urkunden , 
- größeres Bemühen um objektive Darstellung der Aussiedlun,g und Eingliederung. 

Die Förderung der Arbeit der v t · b .. . mitteln erfolgt ohne Beeinflus~: ri~ enen- ~nd Fluch~li~gsve'.bände aus Landes-
wi rd die Verbände bei der Lösungn~o~~r~~/ernunpgsbflrei hei t. E.rne. CDU-Regierung ener ro eme tatkraftig unterstützen. 

Eine CDU-Regierung wird im Zusammenwirken ·t d .. d~r Vertriebenen und Flüchtlinge neue I ·t~it. en ~erbanden und Inst~tutionen 
tischen Arbeit gemäß dem Auftra d ni ia iven er kul~ur- und heimatpoli­
wickeln, um Leistung und Erbe aGs ~~ti f6 de~ Bundesvertriebenengesetzes ent­
deutschen Siedlungs räumen in Ost- u~d Se .. d- un Ostdeuts~h 1 ang sowie aus den u europa lebendig zu erhalten. 

Diesem Ziel sollen unter anderem dienen : 

a) Belebung der Patenschaften, 

b) Benennung von Straßen und Plätzen nach . Landschaften und Persönlichkeiten, mittel- und ostdeutschen Städten, 

c) Förderung von Schülerwettbewerben, 

d) Vergabe von Aufträgen an Wissenschaft und Forschung , 

e) Förderung der Bildungsarbeit der Vertriebenen- und Flüchtlingsverbände. 

Z~r Ve'.deutlichun~ des Rechtes auf Heimat und des ~fifch eli~e CDU-Regierung dafür einsetzen daß der Selbstbestimmungsrechtes wird 
o ent iche Geltung erhält. ' "Tag der Heimat" wieder mehr 

Eine CDU-Landesregierung wird d r· . in den Schulen dem gesamtdeuts a ur sorgen, daß die politische Bildungsarbeit 
Darlegungen des Bundesverfassu~~~~e~~~~~ag desGGru~dgesetzes entsprechend den 
trägen Rechnung tragen wird. Der allge ~ zumO run vert'.ag ~nd zu den Ostver-meinen stkunde wird im Unterricht wieder 



(157) 

(158) 

( 159) 
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ein angemessener Platz eingeräumt. 

8. Ausländische Arbeitnehmer nicht alleine lassen 

Die hessische Wirtschaft wird una~hänghig vgn ~~~ gegeg~~~~i~~~ds~~~i~~~{~e~~~~ 
auch in Zukunft ausländische Arbeitne mer eno igen. . p b 
bundenen sozialen, bildungspolitischen, infrastrukturellen und sonstigen ro -
lerne zu beachten. 

Den bereits bei uns seit langem lebenden ausländ~schen A~b~itneh~~rn i~;ü~~f 
Wunsch die Eingliederung zu ermöglichen. Aus sozial~n . un „ u~ani a'.en 
den muß bei längerem Aufenthalt der Nachzug der Familie moglich sein. 

Eine von der CDU geführte Landesregierung wird folgendes politische Programm 
für die ausländischen Arbeitnehmer verfolgen: 
_ die Verbesserung der Wohnsituation, die mit eine Voraussetzung für die Fa­

milienzusammenführung ist, 
eine gezielte Förderung der schulischen und auß~rschuli~ch~n Be~reuung der 
Kinder und Jugendlichen, die Verbesserung der Bildungsmoglichkeiten sowie 
eine verstärkte Erwachsenenbildung, 

_ eine sinnvoll~ sc~ulbil~ung für K~nder aHu~läntd1 is~he~dA~~e~~~:~m~:t~~~s~~~~~: achten, daß sie die Beziehung zu ihrem eima an u 
nicht verlieren, 

_eine verstärkte Unterstützung der freigemeinnützigen Verbände oderdandere~ 
geeigneter Träger, die sich die soziale oder kulturelle Betreuung er aus 
ländischen Arbeitnehmer zur Aufgabe gemacht haben, 

_ eine Verbesserung der Beratung der ausländischen„Arbeitnehmer in ihrer Mutter-
sprache, insbesondere durch entsprechende Broschuren, . „ . 

_eine wirksame Gestaltung der Aufsichtsmöglichkeiten, um de:, mi ßbrauchlichen 
Ausnutzung ausländischer Arbeitnehmer besser begegnen zu konnen. 

Nach Auffassung der CDU Hessen liegt es im Interesse ~er Herkunfts~änder,.daß 
( l

6
o) die ausländischen . Arb~itnehm~r n~ch .ehiner.ge~iss~~n~:~;e~~~~~~ ~~u~~~~l~~~m:;_ 

zurückkehren. Damit konnen sie mit i ren in er „ · h ft l · h Ent-
worbenen Fähigkeiten und Erfahrungen zu einer verstarkten wi rtsc a i c en 
wicklung beitragen. 

(161) Für die deutsche Wirtschaft ist damit die Auf:.or~erung verb~nden, ve~stär~~­
in den Heimatländern der bei uns tätigen auslandisc~en Arbeitnehmer ~~es i 
tionen vorzunehmen, um dort ein entsprechendes Arbeitsangebot zu scha en. 

9. Bedarfsgerechte Gesundheitspolitik 
zu sozial tragbaren Kosten 
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in Stadt und Land glei chwertige Voraussetzungen für ein modernes Gesundheits­
wesen schaffen und dem Bürger zur Bewahrung se iner Gesundheit wie im Kran khe1ts­
fal l ein bedarfsgerecht gegliedertes und funktional abgestimmtes System der ge­
sundheitlichen Sicherung anbieten . 

Die gesundhe i ts politi schen Aufgaben sind nur in Gemeinschaft und Partnerschaft 
aller im Gesundheitswesen Tätigen zu lösen. Die Eigenständigkeit der privaten 
und freien Träger ist zu respektieren. Freie und öffentliche Träger sind gleich 
zu behandeln. 

(164) Die CDU wird die gesundheitl i che Vorsorge verstärken. Da zu gehört das Wecken 
der Verantwor tung für ei ne gesunde Lebensweise. Die Aufklärung über die großen 
Vo l kskrankheiten und die Werbung gegen den Mißbrauch von Nikotin, Alkohol und 
Drogen sind zu verstärken. 

(165) Die CDU fordert die Herstellung der Funktionsfähigkeit des öffentlichen Gesund­
heitsdi enstes, der in se inem de r zeitigen Zustand nicht in der Lage ist, auch nur 
die ihm über tragenen gesetzlichen Mindestaufgaben zu erfüllen . 

(166) Di e CDU wird sich um die Sicherstell ung der är ztlichen Versorgung und der Arznei­
ve r so rgung in allen Landes teilen bemühen. Sie bekennt sich dabei zum freien 
Arz t- und Apothekerberuf und zur freien Arzt- und Apothekerwahl. Die Schließung 
bestehender Versorgungslüc ken ist in Zusammenarbeit mit den ärztlichen Selbst­
verwal tungsorganen anzustreben. Es sind insbesondere neue Formen ärztl i cher 
Zusammenarbeit (Apparategemeinschaften, Praxisgemeinschaften, Gemeinschaftszen­
tren, Gemeins chaftsl abo re ) sowi e wei t ere Möglichkeiten der Praxisrati ona l is ierun g 
zu unters tützen . Di e CDU t ri tt allen politischen Bestrebungen entgegen, die 
Arzneiverso rgung ganz oder teil wei se i n öffentiche Einrichtungen zu verlagern. 

(167) Die CDU tritt für ei ne bestmögliche ärztliche und pflegerische Verso rgung alle r 
Patienten ohne Rüc ksicht auf deren wirtschaftliche und soziale Stellung e i n. 
Jede r Kranke, der sta t ionäre Behandlung benötigt, soll ohne unzumutbare Warte­
zeiten Aufnahme i n ei n nahegelegenes Kra nkenhaus finden. Ei ne kostentrei bende 
Oberkapazität von Kra nkenhausbet ten mu ß all erdings im Interes se einer Stabi ­
lisierung der Krankenkassenbeiträge vermieden werden. 

(168) Die CDU l eh nt di e Konzent ration der Krankenhaus verso rgung i n wenigen Großkran­
kenhäusern ab. Kleine und modern eingeri chtete Kran kenhäuser mit günstigem 
Pflegesatz dürfen nich t schematisch aus dem Krankenh ausplan genomnen werden, 
wenn dies den Interessen der medizinischen Versorgu ng der Be völ kerun g wider­
spricht. 

(169) Die CDU tritt für die Beibehal tung des Belegarz t sys tems am Kran ke nhaus sowi e 
für dessen Fortentwicklung ein. 

Die Tätigkeit für Arzte am Krankenhaus ist durch vermehrte Schaffung von Le­
bensstellungen attraktiver zu gestalten. 

(17o) Es ist sicherzustellen, daß private und freigemei nn ützige Krankenhäuser, die 
nicht in den Krankenhausbedarfsplan aufgenommen sind oder herausgenommen werden 
sollen, weiterhin mit den gesetzlichen Krankenkassen abrechnen können. 

(171) Die CDU lehnt die Bürokratisierung der Krankenhäuser durch die drittelparitätische 
Besetzung der Krankenhausgremien ebenso ab wie eine Festbesoldung der Chef-
ärzte. Beides führt zu keiner Leistungsverbesserung, sondern zu Qualitätsver­
lusten und Kostensteigerung. Die CDU befürwortet jedoch die entsprechende Be­
teiligung der Arbeitnehmer an den sie betreffenden Fragen nach dem Personalver­
tretungsgesetz. 
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(172) ~!~~h~~~~n~~~~k~~r~~~~~gg!~s~~~m~~dd~;e~~~~~d~~~~~~~~~~~kz~s~i~~;n~e~~~~~~~~de-
re durch Errichtung von psychiatrischen Fachkrankenhausern. 

(173) 

(174) 

Ergänzende Einrichtungen für die ambulante u~d halbstationäre Versorgung, Reha­
bilitation, Betreuung und Beratung sind bereitzustellen. 

Die CDU wird Sofortmaßnahmen ~inleit~n, um in d~n . vorhan~~~e~a~~~~~~~tu~~~nA~~~ 
Beseitigung der ärgsten Notstande bei de'. Unter ringung • 
stattung und der personellaiBesetzung beizutragen. 

Die CDU wird die ambulante Pflege durch Förderung von Einrichtungen zur Alten-, 
Kranken- und Familienpflege verbessern. 

Die CDU wird durch die Schaffung eines landesw~iten Unfallrettungsdienstes in 
Zusammenarbeit mit allen freien Wohlfahrtsverbanden den Unfalltod wirksam be-
kämpfen. 

K. d J endliche und ältere Men (175 ) Eine Verstärkung der Verkehrsaufklärung für . in er, ug 
sehen soll die Gefahren im Straßenverkehr mindern helfen. 
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VI. MENSCHENGERECHTER STÄDTEBAU 

- VERBESSERUNG DER BEDINGUNGEN DES TÄGLICHEN LEBENS 

1. Menschengerechter Städtebau 

(176) Die CDU verfolgt eine an den Bedürfnissen des Menschen orientierte Städte­
politik. Eine richtig verstandene Stadtentwicklungsplanung muß alle dafür 
in Betracht kommenden Bereiche sinnvoll aufeinander abstimmen. 

(177) Stadtplanung muß die zukunftsorientierten Leitlinien für die Verwirklichung 
der freien und menschlichen Stadt setzen. Sie darf keinen wie auch immer 
gearteten Einzelinteressen unterworfen werden. Alle Vorhaben im Bereich der 
Stadtentwicklung und -planung, die die Bürgerschaft oder Teile davon be­
treffen, sind frühzeitig für die öffentliche Diskussion freizugeben. 

(178) Ziel der Stadtentwicklung muß ein menschengerechter Städtebau, die Stadt­
sanierung unter Erhaltung der brauchbaren Bausubstanz und geschichtlich ge­
wachsener Wohnbezirke, die Wiederbelebung verödeter Stadtzentren und die 
Berücksichtigung der Eigenart und des historischen Charakters des jeweiligen 
Gemeinwesens sein. 

(179) Zur Vermeidung reiner Schlafstädte und Gewerbe- bzw. Bürobezirke ist ein 
ausgewogenes Verhältnis zwischen Wohn- und Arbeitsstätten und Gemeinschafts­
einrichtungen zu gewährleisten. Hierzu sollen Wohnungsbauten in Trabanten­
städten (Schlafstädten) nicht weiter unterstützt, sondern stattdessen wirt­
schaftlich selbständige Siedlungen außerhalb der Ballungsgebiete gef"ordert 
werden. Ghettosituationen in innerstädtischen Bereichen ist entgegenzuwirken. 

(180) Die Erhaltung und Verbesserung des gegenwärtigen Wohnungsbestandes wird durch 
Altbausanierung gefördert . Dabei soll die Modernisierung gewachsener Strukturen 
Vorrang vor einer Flächensanierung durch Abriß und Neubebauung haben. 
Sanierungsbeschlüsse sind nur bei gesicherter Finanzierung sinnvoll. 

(181) Eine Weiterentwicklung des geltenden Bodenrechts hat in der Weise zu erfolgen, 
daß ein gemeinschaftsbezogener Städtebau den grundgesetzlichen Eigentums­
schutz wahrt. 

(182) Die CDU lehnt Sozialisierung und Kommunalisierung des Bodens sowi,e die Be­
steuerung nicht realisierter Wertzuwächse als ungeeignetes Mittel der Boden­
ordnung ab. Die breite Streuung privaten Eigentums bleibt für die ~DU Grund­
lage des Bodenrechts. 

(183) Eine sinnvolle Privatisierung des Wohnungsbestandes der großen Wohnungs­
gesellschaften und des öffentlichen Wohnbesitzes zum Zwecke der Vermögens­
bildung breiter Bevölkerungsschichten ist anzustreben. 

2. Familiengerechtes Wohnen 

(184) Im Städte- und Wohnungsbau wird die CDU besonders auf die Bedürfnisse der 
kinderreichen Familien, älteren Mitbürger, Behinderten und Alleinstehenden 
Rücksicht nehmen. 
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(185) Die CDU wird verstärkt den Familienheimbau für kinderreiche und junge 
Familien rdrdern. 

{186) Die CDU wird die Voraussetzungen dafür schaffen, daß in unmittelbarer Nähe 
der Wohnungen bzw. in erreichbarer Nähe Spielflächen für Kleinkinder sowie 
Spiel- und Sportplätze für größere Kinder und Jugendliche geschützt vor den 
Einwirkungen des Straßenverkehrs angelegt werden . 

(187) Durch eine Oberführung öffentlichen Wohnbesitzes mit Hilfe eines modernen 
Wohnkaufrechts sollen insbesondere einkonunensschwache Bevölkerungsgruppen 
und kinderreiche Familien unterstützt und ihnen die Bildung von persönlichem 
Eigentum auf diese Weise erleichtert werden. 

3. Bedarfsgerechter Sozialwohnungsbau 

(188) Eine Verbesserung des sozialen Wohnungsbaues, insbesondere zugunsten kinder­
re icher und minderbemittelter Familien, ist dringend notwendig. Ein ausge­
glichener Wohnungsmarkt besteht für diese Familien vielfach nicht. Ein teil­
weise gegebener Überschuß an teuren freifinanzierten Wohnungen bietet keinen 
Ausg lei ch für fehlende Sozialwohnungen zu sozial tragbaren Mieten. 

(189) Die Förderung des sozialen Wohnungsbaues muß verstärkt von der Objekt- zur 
Individualrdrderung übergeleitet werden. Die Individualförderung soll 
künfti ge Fehlbelegungen vermeiden und analog dem Wohngeld ausgestaltet werden 
(Mietzuschuß). 

(190) Die CDU setzt sich für eine verstärkte Verfolgung von Mi etwucher ein. 

(191) Bei der Bewerbung von jungen Familien um eine _Sozialwohnung sollte in den 
ersten drei bis fünf Jahren nur ein Einkonunen angerechnet werden, damit junge 
Famili en diese besondere Phase der finanziellen Belastung leichter über­
brücken können . 

4. Freizeit- und Naherholungse inrichtungen 

(192) Durch die veränderten Lebens- und Arbeitsbedingungen verfügen die Bürger über 
mehr Freizeit. Daher sind entsprechende Möglichkeiten anzubieten, diese 
Freizeit sinnvoll zu nutzen. 

(193) Die CDU gibt im Freizeitbereich der Privatinitiative den eindeutigen Vorrang. 
Wachsende Freizeit erfordert zwar ein breites Freizeitangebot, jedoch darf 
die freie Zeit nicht durch die öffentliche Hand verplant und verwaltet werden. 

(194) Der Erholung in den Grünanlagen und nahegelegenen Wäldern kommt eine be­
sondere Bedeutung zu. Die CDU wird in unmittelbarer Nähe der Verdichtungs­
räume Naherholungsmöglichkeiten erhalten und neue schaffen. 

(195) Eine Zersiedelung freier ländlicher Räume durch Anlagen der Freizeit­
industrie ist zu verhindern. 
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( 196) Noch intakte Landschaftsberei eh d„ f · 
Wochenendhäusern und Erholun sefnr~~h~n nicht dur~h planlose Anlagen von 
D~ckung umfassender Erholung~bedürfnis~~g~n z~rstohrt we'.den, so daß ~ie zur 
sind. er ensc en nicht mehr geeignet 

( 197) Die CDU sieht in Klei ngartena 1 · 
g~staltung, zur Förderung zwi~c~~~~e~~~~~i~~;;v~~l~nhBeitrag zur Freizeit-
einer gesunden Umwelt Naherhol zie ungen, zur Erhaltung 
sollen daher erhalten' gefo"" rderutngundund Lanhdschaftspflege. Kleingartenanlagen 

• verme rt werden. 

5. Sport dient der Gesundheit 

(198) Die körperliche Bewegung ist im z · t lt „ . „ . 
Menschen nicht mehr ausreichend ~~o~t erf~~f t ~~tze~s ?ei den meisten 
Ausgleichs . Sport ist aktive Ge~undheit~~o~sorge~e wichtige Aufgabe des 

199) ~ie ~~·~ ~eiß, daß Gesundheitspolitik ohne sinnvolle und breit wirkende 
por or erung auf die Dauer ohne Erfolg bleiben muß. 

(200) 

(201) 

Daher will die CDU 

- Sportvereine und -verbände rdrder d sie b · 
gaben unterstützen, die sie nicht"a~~ eigeneeriKrdeafrtErfüllung solcher Auf­

bewältigen können, 
- dafür sorgen daß Freih ·t d s lb öffentlich F"" d ei un e stverwaltung im Sport nicht durch 

e or erungsmaßnahmen eingeschränkt werden 
- die Sportstättenplanung und den Sportstättenbau inte~siv betreiben 
- Sportanlagen in einer angemessenen und wirtschaftli"chen ' Bauweise errichten, 
- Anl~geri . sowohl dem Vereinssport wie auch dem Freizeit-

zugangl ich machen, und Schulsport 

- die Au~bildung von Obungsleitern, Sportlehrern 
Fachkra ften unterstützen. und sportmedi zi ni sehen 

Der Sportunterricht wird in all s h 1f · 
berufsbildenden Schulen - durch e~enc u ormen_- insbesondere auch in den 
Einsatz ausreichend vorgebildeter Sp~a~l fhnktions~ere~hter Spo.~tstätten, den 
sichtigung bei der Lehr 1 r e rer sowie eine verstarkte Berück-
Universitäten sollen de~ ~ngestaltun~ verbess~rt . An den Hochschulen und 
verstärkte Förderung erfah~~~: und die sportw1ssenschaft l iche Forschung eine 
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VII. UMWELTSCHUTZ - EINE ZUKUNFTSAUFGABE 

1. UITh'leltvorsorge als Einheit 

(202) Die Vorstellung, daß Luft, Wasser und Landschaft "freie Güter" seien, die in 
unerschöpflichem Ausmaß zur Verfügung stehen, hat zu einem Raubbau an der 
natürlichen Umwelt geführt, der Leben, Gesundheit und Wohlbefinden künftiger 
Generationen bedroht. Trinkwasserknappheit, verunreinigte Flüsse und Seen, 
Müllberge, gefährliche Industrieabfälle, Luftverschmutzung, Lärmbelästigung 
und zersiedelte oder brachliegende Landschaft haben mit der Industrialisierung, 
dem Bevölkerungswachstum und der Ausbreitung der Ballungsräume zugenommen. 
Die Vielfalt der Umweltbelastungen in Ballungsgebieten fordert die Koordination 
aller umweltentlastenden Maßnahmen. Eine auf Wachstum ausgerichtete soziale 
Marktwirtschaft wird die Kosten für solche Umweltschutzmaßnahmen aufbringen 
können. 

(203) Die CDU wird in Ergänzung der Umweltschutzmaßnahmen auf den einzelnen Gebieten 
ein großräumiges, alle Zweige des Umweltschutz umfassendes Vorsorgekonzept 
erarbeiten, bei dem der Zusammenarbeit zwischen Wirtschaft, Industrie, öffent­
licher Hand und Bürgern ebenso Rechnung getragen wird wie dem Interessen­
ausgleich zwischen den Regionen. Hierbei ist eine Abwägung zwischen ökonomischem 
Aufwand und dem zu erzielenden ökologischen Effekt sicherzustellen. 

(204) Die CDU Hessen wird eine umfassende Öffentlichkeitsarbeit über Maßnahmen des 
Umweltschutzes auf Landesebene betreiben und für eine allgemein verständliche 
Gesetzgebung im Umweltschutz sorgen. 
Bei allen Standortentscheidungen sollen rechtzeitig Raumordnungsverfahren 
durchgeführt werden. 

2. lebenswichtiges Wasser 

(205) Der zunehmende Wasserbedarf von Haushalten, Industrie und Landwirtschaft einer­
seits und die Verknappung des Grundwassers, seine Verunreinigung durch Sonder­
abf'alle sowie der Verschmutzungsgrad der für die Trinkwassergewinnung immer 
wichtigeren Oberflächengewässer andererseits, stellen uns vor ähnlich große 
Probleme wie drohende Energieverknappung. Hinzu kommen regionale Ungleich­
gewichte der Verteilung von Wasseraufkommen und Wasserverbrauch, nur unzu­
reichend mögliche Vorratshaltung und klimatische Unregelmäßigkeiten (Dürre­
perioden). 

(206 ) Die CDU Hessen wird im Rahmen ihrer UITh'leltschutzkonzeption folgenden Punkten 
besondere Aufmerksamkeit schenken: 
- einer kontrollierten Grundwasserentnahme in enger regionaler und über­

regionaler Abstimmung, um Raubbau zu verhindern, 
- dem Schutz des Grundwassers vor Verunreinigung durch gefährliche Abfälle, 

insbesondere durch die sorgfältige Oberwachung von Sondermülldeponien, 
- der ausgeglichenen Bewirtschaftung und bestmöglichen Nutzung der Wasser­

vorräte durch Talsperren und Rückhaltebecken, 
- der weitestmöglichen Verwendung von Brauchwasser, insbesondere von unge­

klärtem Oberflächenwasser, durch Industrie und Landwirtschaft, 
- dem Bau vollbiologischer Kläranlagen, vor allem durch die Kommunen, 
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- der.Förderung ~euer T~chnologien für die Reinigung und Entkeimung der 
Gewasser und die Verringerung der Wärmebelastung der Flüsse durch Kern­
kraftwerke, 

- der nationalen und internationalen Zusammenarbeit in allen Fragen des 
Gewässerschutzes . 

3. Abfallbeseitigung und -wiederverwendung 

(207) Die geordnete und gefahrlose Beseitigung von Abfall ist im Interesse des 
Grundwasserschutzes, des Landschaftssch utzes und der Gesundheit der Bevölkerung 
von besonderer Bedeutun~ .. Nachdem bei Hausmüll die Fragen der Einsarrrnlung, des 
Transports .und der Beseitigun~ in g~ordneten Deponien oder Verbrennungsan­
lagen ~e:eits ~ngepackt und wilde Mullkippen geschlossen und teilweise 
r~kultivi~rt sind, ~ird ~as Problem des gewerblichen Sondermülls immer dring­
lic~er . Die In~ustrie~ die nach dem Verursacherprinzip zur Beseitigung ihrer 
Ab'.alle v~rpflichtet ist, kann dieser Pflicht solange nicht nachkommen, wie 
keine geeigneten Sondermülldeponien vorhanden sind. Andererseits müssen gerade 
b~i Anlagen di~ser Art Standort und vorhandene Umweltbelastung besonders 
eingehend gepruft werden, so daß die rechtzeitige Durchführung von Raum­
ordnungsverfahren unumgänglich ist. 

(208) M~t s~eigender Abfallmenge und zunehmender Rohstoffknappheit rückt außerdem 
d~e Wiederverwertung von Abfällen in den Vordergrund. Die Entwicklung ge­
eigneter Verfahren (Recycling) ist daher zu fördern. 

(209) ~ie CDU Hessen wird im Rahmen ihrer Gesamtkonzeption bei der Abfallbeseitigung 
insbesondere folgenden Punkten Beachtung schenken: 
- baldige Einrichtung von Sondermülldeponien an geeigneten Standorten, 
- d~r ~erstärkten Förderung der Hessischen Industriemüll GmbH (Gemeinschafts-

ei.n:ichtung ~er Ind~strie unter Beteiligung des Landes Hessen), um eine 
zugigere Erfullung ihrer Aufgaben zu ermöglichen, 

- der Zuverlässigkeit, fachlichen Eignung und Kontrolle der Firmen und 
P~rsonen, die mit Transport und Beseitigung gefährlicher Abfälle betraut 
sind, 

- der Beseitigung nicht abbaubarer Teile des Hausmülls (Kunststoffabfälle) 
zusarrrnen mit dem gewerblichen Sondermüll, 

- der Erhaltu~g und Einrichtung ortsnaher Deponien für Erdaushub, Bauschutt 
und pflanzliche Reste, 

- der Entwicklung umweltfreundlicher Produkte und Herstellungsverfahren, 
- der besseren Nutzung der bei der Verbrennung von Abfällen entstehenden 

Abwärme, 

- der Verwendung deponierter und kompostierter Abfälle zur Landschafts­
gestaltung, 

- der Herstellung neuer Produkte (Baustoffe, Papier) aus Abfällen. 



(210) 
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4. Schutz vor Luftverschmutzung und Lärmbelästigung 

Die Verschmutzung der Luft durch Feuerungsanlagen, Verkehr und Produktion 
ist eines der Hauptprobleme der Verdichtungsgebiete. Die Menschen im Ver­
dichtungsgebiet sind zusätzlich der Lärmbelästigung durch Hauptverkehrswege, 
Flugverkehr, Baustellen und Industriebetriebe ausgesetzt. 

(211) Die CDU Hessen sieht den Schutz vor Luft- und Lärmimmissionen als wesentlichen 
Teil der Umweltvorsorge an. Sie wird insbesondere 

a) den Immissionsschutz bei Städte- und Regionalplanung (kurze Verkehrswege 
zwischen Wohn- , Arbeits- und Einkaufsort, Frischluftschneisen) berück­
sichtigen, 

b) darauf achten, daß auch klimatische Bedingungen bei der Anlage von 
Industriegebieten berücksichtigt werden, 

c) für eine lückenlose Oberwachung der Luftverschmutzung durch ein aus­
reichend dichtes Netz fester und beweglicher Meßanlagen Sorge tragen, 

d) bei der Neuplanung von Verkehrswegen möglichst wenig Wohngebiete berühren 
und auf die Einhaltung eines genügenden Abstandes neu zu errichtender 
Wohnbebauung zu vorhandenen und geplanten Industrie- und Verkehrsanlagen 
hinwirken, 

e) bei der Finanzierung von Straßenbauvorhaben und Bundesbahnbauvorhaben 
dafür sorgen, daß ein ausreichender Teilbetrag für Schutzbepflanzungen und 
Schutzwälle vorgesehen und die Verwendung schalldämmender Bauelemente, Bau­
formen und Fenster in lärmgeschädigten Gebieten bezuschußt wird, 

f) die Entwicklung, Erprobung und den Einsatz abgas- und geräuscharmer 
Maschinen, Kraftfahrzeuge und Flugzeugmotoren unterstützen. 

5. Mensch und Landschaft 

(212) Die CDU Hessen mißt dem Kontakt des Menschen mit der Natur eine große 
Bedeutung bei . 

{213) Mit der zunehmenden Siedlungsdichte wurde das ökologische Gleichgewicht im 
Ballungsraum empfindlich gestört. Mit der großräumigen Wanderung aus dem länd­
lichen Raum in das Rhein-Main-Gebiet wächst die Problematik dadurch, daß sich 
im Verdichtungsgebiet die Städte in die Landschaft hinein ausdehnen, während 
andererseits abgelegenere Regionen durch Abwanderung der Bewohner zu veröden 
beginnen. 

(214) Der Bestand der Landschaft ist durch verbindliche Landschaftspläne als Teil 
der Bauleitplanung zu sichern . Unvermeidbaren Eingriffen in die Landschaft 
sollen unverzüglich Rekultivierungsmaßnahmen folgen. Dem Ausbau vorhandener 
Verkehrswege ist vor der Anlage neuer Trassen nach Möglichkeit Vorrang zu geben. 

(215) Eine weitere Dezimierung der für Klima, Luftverbesserung, Grundwasserspiegel 
und Bodenkonservierung unentbehrlicher Wälder muß besonders vor den Toren der 
Städte vermieden werden . 

(216) Umweltgesichtspunkte müssen bei der Bewirtschaftung stadtnaher Wälder eine 
besondere Rolle spielen. 
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Nat~r- _ und Landschaftsschutz dienen in erster Linie der Erhaltung der 
naturlichen Landschaft und ihrer Tier- und Pflanzenwelt. Deshalb sind Fluß­
begradigungen auf das für den Hochwasserschutz unumgängliche Mindestmaß zu 
reduzieren und die Uferränder 1·1ieder neu zu bepflanzen. 

Die Ei~entümer von Grun~stücken, die für den Natur- und Landschaftsschutz 
oder_fur Erholungswald in Anspruch genommen werden, sind - möglichst durch 
Bereitstellung von Ersatzflächen - angemessen zu entschädigen. 

(217) D_i.e CDU wir~ St~dterho~ungslandschaften jeder Art (auch innerstädtische) 
fordern sowie die hessischen Naturparks weiter ausbauen und die Sozial­
brache durch geeignete Maßnahmen zurückdrängen . 



(218) 

(2 19) 

{220) 
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VIII. RECHT, SICHERHEIT UND ÖFFENTLICHE VERWALTUNG 

1. Bekenntnis zur wehrhaften Demokratie 

Es ist Aufgabe des Staates, öffentliche Sicherheit und inneren Frieden zu ge­
währleisten. Freiheit und Entfaltungsmöglichkeiten jedes einzelnen hängen da­
von ab, ob der Staat diese Pflicht erfüllt. Daher fordern die Bürger mit Recht, 
daß die politisch Verantwortlichen diese Pflicht des Staates auch ern~tnehmen . 
Umgekehrt kann der Staat seine Pflicht nur dann wahrnehmen, wenn Justiz und 
Polizei das Vertrauen der Bürger genießen. Die große Mehrheit in einem Volk muß 
davon überzeugt sein, daß das Recht und die staatliche Gewalt, d~e das Rec~t 
wahrt und durchsetzt, legitim sind. Sie sind dadurch gerechtferti~t, daß sie 
den Interessen der Gesamtheit und damit auch der Existenz jedes einzelnen 
dienen. Damit diese Überzeugung aufrechterhalten bleibt, müssen die hervorge­
brachten Rechtsgrundsätze gefestigt und das Geschichtsbewußtsein gepflegt 
werden, das dem einzelnen die Zusammengehörigkeit, Verbundenheit und gegen­
seitige Abhängigkeit aller in einem Gemeinwesen mit gleicher Vergangenheit 
Lebenden deutlich macht. 

Leide r sind öffentliche Sicherheit und innerer Friede heute keine Selbst­
verständlichkeit mehr. In der Verantwortung stehende Politiker von SPD/F.D.P. 
nehmen diese Aufgabe nicht ernst genug. Nachlässigkeit, absichtlich lasche 
Haltung, überzüchtetes Verständnis für den G~setzesbr~cher . und Gesetzes­
änderungen, die der Polizei das rasche und wirksame Eingreifen erschweren und 
der Justiz die notwendigen Mittel zum Schutz der Gemeinschaft vor den 
Gesetzesbrechern aus der Hand nehmen, sind Kennzeichen einer bedrohlichen 
Entwicklung. 
Eine von der CDU gebildete Regierung wird die innere Sicherheit gewäh~leisten. 
Die Erhaltung des Freiheitsraumes des einzelnen und bessere Lebensbedingungen 
für alle hängen entscheidend von der inneren Sicherheit ab. 

Wer zur Durchsetzung seiner politischen Ziele Gewalt propagiert oder anwendet, 
muß mit allen zu Gebote stehenden Mitteln unserer Rechtsordnung zur Rechen­
schaft gezogen werden. Nur ein Staat, der bereit ist, die ~r~ndsätze, auf „ 

denen er beruht - und damit sich selbst - wirksam zu verteidigen, kann person­
liches Engagement seiner Bürger erwarten. 

2. Schutz der Bürger vor Verbrechen 

(221) Innere Sicherheit bedeutet Schutz des Bürgers vor dem Verbrechen und Schutz des 
Staates und seiner Einrichtungen vor Angriffen auf die freiheitlich­
demokratische Grundordnung von innen her. 

(222) Die Polizei hat zur Gewährleistung der inneren Sicherheit die Aufgabe der vor­
beugenden und strafverfolgenden Verbrechensbekämpf~ng . P?li~eiliche.Zwangs­
maßnahmen dürfen ausschließlich den Zweck haben, die Freiheit und die Rechte 
des einzelnen gegen übergriffe von Rechtsbrechern zu schützen und Gefahren 
für den Bestand oder die freiheitlich-demokratische Grundordnung des Bundes 
oder eines Landes abzuwehren. 

(223) Ein Streikrecht für die Polizei kann es sowohl aus übergeordneten Gründen des 
öffentlichen Wohl s als auch aus den hergebrachten Grundsätzen des Beamten­
rechts, an denen festzuhalten ist, nicht geben. 
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(224) Die Polizei hat einen Anspruch auf das uneingeschränkte Vertrauen des Staates 
und.der pol~tisch Verantwortlichen insbesondere auch in kritischen Situationen 
sowie auf einen Schutz vor ungerechtfertigten Angriffen. 

(225) Die CDU h~lt am.föderat i ven Aufbau der Polizei fest. Die Bekämpfung des Ver­
brechens uber Lande:.grenzen hinweg und die Zusammenarbeit der polizeilichen 
Einr:c~tungen der Lander und des Bundes sind zu verbessern. Es ist daher die 
Bes~it:gung der . re chtl i chen und tatsächlichen Unterschiede zwischen den Länder­
polizeien und die Vereinheitlichung insbesondere des Laufbahnrechts, der Aus­
bildung und der materiellen Aus stattung zu fordern. 

(226 ) Die Neuo'.dnung der Polizei?rgani sation mit dem Ziel, größere polizeil i che Ein­
satzbereiche zu schaffen, ist anzustreben . Dabei sind die Grenzen de r Ein­
satzber~iche nach P?l i zeitaktischen und kriminalgeographischen Gesichtspunkten 
so zu ziehen, daß die neuzuschaffenden Polizeiregionen mehrere Landkreise um­
fas~en. ~c~utz- und Kriminalpolizei sind unter einem Dach zusammenzufassen. 
G.l.e:chzeitig muß di e Polizei in die Lage versetzt werden, stärker "vor Ort" 
ta~ig werden . zu könn:n. Die Einrichtung von Polizeikontaktrevieren in den 
Stad~en u~d i~ de~ einwoh~er~tarke~ Ge~einden der Ballungsgebiete i st dazu not­
wendig. Eine a~nliche Polizeiorganisation ist auch in den ländlichen Gemeinden 
a~zustr:be~. D:e Kri~inalitätsentwicklung der letzten Jahre zeigt, daß es für 
die Polizei keinen Ruckzug aus der Fläche geben darf. Vielmehr muß durch Ver­
b~sserung der ~usstattung auch der kleinen Polizeistationen der Schutz der 
Burger entscheidend verb~ssert werden. Die Schutzpolizei ist personell in die 
Lage zu versetzen, verstarkt Fußstreifen wieder einzuführen . 

(227) Die Behörden des Verfassungsschutzes haben die Polizei in ihrer Aufgabe den 
Bestand und d.i. e frei hei t 1 i ch-demokrati sehe Grundordnung des Landes oder' des 
Bundes .zu schutzen, nachhaltig zu unterstützen. Die Zusammenarbeit der Behörden 
unt:reinander, aber ebens? ~uch mit .anderen nachrichtendienstlichen Organi­
s~tionen un~ dem Bundeskriminalamt ist zu intensivieren. Dies gilt besonders 
fur die Bek~mpfung des Terrorismus. Der Verfassungsschutz des Landes wird 
organisatorisch und personell zur Überwachung von extremistischen Ausländer­
organisationen befähigt. 

(228) D~e CDU wird Terrorismus und politischen Extremismus entschiedener und 
wirkun~svoller al s bi~her geschehe~ bekämpfen. Wer Terrorismus und politischen 
Extremism~s rechtfertigt, stellt s ich außerhalb der verfas sungsmäßigen Ordnung. 
Zum .. vers ta rkt:n Kampf g~g:n Terrorismus und zum Schutz gegen Verfassungsfeinde 
~ehort auch eine re~elmaßige und umfassende Unterrichtung der Öffentlichkeit 
u?er den Stand d:r inneren Sicherheit in Hessen, insbesondere über die Ent­
wicklung der ~oli~isch mot i vierten Gewaltkriminalität, von Terrorismus und 
v~rfassungs feindlichen Bestrebungen sowie über die Maßnahmen zu ihrer Be­
kampfung. 

3. öffentlicher Dienst, Leistungsprinzip, Treuepflicht 

(229) Die Hessisch~ CDU und eine von ihr gestellte Landesregierung werden Parteibuch­
w.i. rtscha ft, llmterpa tronage und Machtverfilzung ein für a 11ema1 beenden. Die 
B~rger Hessens sollen niemals von einer Partei abhängig sein. Staat und Partei 
sin~ streng zu trennen. Jeder Bürger muß vom Staat ohne Rücksicht auf seine 
politischen Vorstellungen gleich behandelt werden. 



(230) 
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Leistungen des Staates für den Bürger erfordern eine verfa~sungstreue, bürger­
nahe und wirkungsvoll arbeitende öffentliche Verwaltung. ~instellung, Aufstieg 
und Aufgabenzuweisung im öffentlichen Diens~ sind a~sschließlich ~ach Eignu~g 
und Leistung vorzunehmen. Nur ein vo~ fachli~her L~istung und Pflichtbewuß~ 
sein geprägter öffentlicher Dienst sichert die Erfullung aller Verwaltungs 
aufgaben. 

) öffentliche Verwaltung muß unter dem Gesichtspunkt der Wirtschaf~li~hkeit . 
(231 organisiert und geführt werden. Der stän~igen Stel'.envermehrung im offentlichen 

Dienst ist durch Rationalisierung und Leistungssteigerung zu begegnen. 

(232) Die CDU hält an den bewährten Grundlagen des Berufsbeamtentums fest. 

(233} Ein Streikrecht für Beamte wird abgelehnt . 

(234) Der Gewinnung leistungsfähigen Nachwuchses ~owie der umfassenden Aus- und 
Fortbildung wird die besondere Aufmerksamkeit der CDU gelten. 

(235} 

(236) 

(237) 

(238) 

4. Verfassungsfeinde im öffentlichen Dienst 

Der Kampf gegen Verfassungsfeinde, welcher politischen _Richtung auch immer,_ 
kann nur gewonnen werden, wenn einerseits der Staat s:ine Ordnungsaufg~b~n in 
allen Verantwortungsbereichen entschlossen und mit ~ei~er ga~zen Autoritat 
wahrnimmt und andererseits der einzelne Bürger bereit ist, s:ch_zu der . 
freiheitlichen Grundordnung nicht nur zu bekennen, sondern sie im Falle ihrer 
Gefährdung auch entschieden zu verteidigen . 

Der Schutz unserer freiheitlich - demokratischen Grun~ordnung gebietet es, 
der Weg in den Staatsdienst nur verfassungstreuen Burgern offensteht, da 
in einer besonderen Treuepflicht zum Staat stehen. 

Das Recht der parteipolitischen Betätigung ("Parteienprivileg") iit der 
beamtenrechtlichen Treuepflicht untergeordnet. 

daß 
sie 

Zugang zum öffentlichen Dienst werden in Hessen nu'. solche Bewerbe~ er~alten, 
an deren Verfassungstreue und Bereitschaft.zum a~tiven Eintreten fur die ._ 
freiheitlich-demokratische Grundordnung kein Zweifel be~teht. Wer d:e frei . 
heitlich-demokratische Grundordnung unseres Staates bekampft! wer eine'. P~r~ei 
oder Organisation angehört, die unseren Sta~t bekä~pft un~ die G'.undpri~zipien 
seiner Verfassung ablehnt, ist ungeeigne~ fu'. den offentlic~en Di:nst. m_ 
Falle eines schon bestehenden Dienstverhaltnisses rechtfe'.tigen diese Tat . _ 
bestände die Einleitung disziplinarischer Maßnahmen und ein Entfernen von Mit 
gliedern solcher Gruppierungen nach den Grundsätzen des Rechtsstaates aus 
dem öffentlichen Dienst. 

Die beamten- und tarifrechtlichen Regelungen zur Durchsetzung dieser_Gr~nd­
sätze werden von einer CDU-Landesregierung umgehend ~ngewendet. ~abe: wi'.d 
die besondere Lage der im öffentlichen Dien~t Ausz~bildenden beru~ksichtigt, 
soweit ein staatliches Ausbildungsmonopol fur besti111nte Berufszweige besteht. 

5. Stärkung der Rechtspflege 

(239) Die Unabhängigkeit der Justiz als "dritter Gewa'.t" ~st fÜr die CDU unantastb~r. 
Davon ausgehend wird eine CDU-Landesregierun~ die Ri~hterwahl auf neue Grund 
lagen stellen. Die Qualität der Juristenausbildung wird verbessert werden. 
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(240) Die CDU wird ihren Vorschlag durchsetzen, daß sich der Richterwahlausschuß 
künftig aus 8 Landtagsabgeordneten, 6 Richtern und 1 Vertreter der Rechtsan­
waltschaft zusa111nensetzt, um einer parteipolitischen Beeinflussung der Rechts­
pflege vorzubeugen. Die Richter wählen ihre Vertreter in Urwahl selbst. 
Der Richterwahlausschuß soll künftig nicht nur bei Einstellungen, sondern auch 
bei Beförderungen und Versetzungen von Richtern tätig werden. 
Eine Verlängerung der Experimentierphase fÜr die "einphasige Juristenaus­
bildung" über das Jahr 1981 hinaus wird von der CDU abgelehnt. 

(241) Durch eine vereinfachte Gerichtsorganisation, Rationalisierung der Gerichts­
verwaltung, Entlastung der Richter und Staatsanwälte durch Hilfskräfte und 
durch den Einsatz technischer Hilfsmittel wird eine Verkürzung der Prozeß­
dauer angestrebt. Durch einen zu erstellenden Justizentwicklungsplan soll der 
mittelfristige Personalbedarf der hessischen Justiz ermittelt werden. 
Eine CDU-Landesregierung wird den bestehenden Rückstand an unerledigten 
Prozessen an Hessens Gerichten ("Klageberg") innerhalb von zwei Jahren ab­
bauen, indem sie zusätzliche Richterstellen sowie weitere Stellen für nicht­
richterliches Personal schafft. 

(242) Das Schwinden von verbindlichen Normvorstellungen auf dem Gebiet des Rechts 
bei "Jugendlichen und Heranwachsenden sowie die steigende Jugendkriminalität 
erfordern einen schnellen Ausbau des Rechtskundeunterrichts an den Schulen. 

(243) Eine CDU-Landesregierung wird über den Bundesrat die Vereinheitlichung des 
Verfahrensrechts für alle Zweige der Gerichtsbarkeit anstreben, um die Ver­
fahren zu beschleunigen und dadurch den Rechtsschutz für die Bürger zu er­
höhen. 
Die CDU wird sich dafür einsetzen, daß die Sprache der Gesetze und Gerichts­
entscheidungen klar und dem Rechtsuchenden verständlich ist. Die Zahl der 
Gesetze und Verordnungen darf nicht im gleichen rasanten Tempo wie bisher 
weiterwachsen. Im Interesse aller Rechtsanwender ist eine größere Obersichtlich­
kei t der verschiedenen Rechtsmaterien anzustreben. Die "Durchforstung" a 11 er 
Rechtsgebiete auf Vereinfachungsmöglichkeiten ist dazu notwendig. 

(244) Im Interesse größerer Gerechtigkeit und eines verbesserten Schutzes der Be­
völkerung sind Straftäter unverzüglich anzuklagen und abzuurteilen. Hierzu 
gehört auch die rigorose Heranziehung der Verantwortlichen zum Ersatz bei 
Gewalttaten und Demonstrationen angerichteter Schäden. 

(245) Die CDU wird sich dafür einsetzen, daß im Strafvollzug die Chancen für die 
Wiedereingliederung in die Gesellschaft gezielt verbessert werden, ohne daß der 
Strafzweck gefährdet wird. Die CDU wird dabei am Schuldstrafrecht festhalten. 
Die Strafe hat auch Sühnecharakter für begangenes Unrecht. Darüber hinaus darf 
d~e Sicherungsfunktion der Strafe, nämlich Schutz der Bevölkerung vor gefähr­
lichen Straftätern zu gewährleisten, nicht vernachlässigt werden. An diesem 
Ziel ist auch das Bestreben nach Wiedereingliederung von Straftätern auszu­
richten und findet es seine Grenzen. Die Versorgung der Justizvollzugsanstalten 
mit qualifizierten Vollzugsbediensteten ist nachhaltig zu verbessern . 

(246) Zur Verhinderung von Straftaten ist die vorbeugende fürsorgerische Arbeit mit 
gefährdeten Jugendlichen zu verstärken. 

(247) Die CDU tritt für die energische Bekämpfung der Wirtschaftskriminalität ein. 
Sie befürwortet die Schaffung neuer Regelungen im allgemeinen Strafrecht und im 
Wirtschaftsstrafrecht, die eine die Allgemeinheit und den einzelnen schädigende 
Verhaltensweise präventiv und effektvoll zu bekämpfen in der Lage sind. 
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(248) Das Ausweisungsrecht gegenüber straffälligen Ausländern ist entschlossen 
anzuwenden. 

(249) 

(250) 

(251) 

Eine unabhängige freie Anwaltschaft ist ein wesentlicher G~rant des.Rechts­
staates. Die Anwaltschaft ist der berufene Berater d:r Bev~lkerung in all:n 
Rechtsfragen. Qualifizierte Rechtsberatung brauch~ nicht eine Fr~ge der E:n­
ko11111enshöhe zu sein. Auch sozial Schwache haben einen Anspruch, in '.ec~tlichen 
Fragen angemessen beraten zu werden. Die CDU setzt s~ch f~r die Freiheit der 
Advokatur und deren wirtschaftliche Sicherstellung ein. Di~.v:rlang~ an~erer­
seits von der Anwaltschaft, daß sie sich gegen Standesangehor_i.ge, die die . 
freiheitlich-demokratische Grundordnung unseres Staates zerstoren wollen, mit 
allen zu Gebote stehenden Mitteln des Standesrechts zur Wehr setzt und der­
artige Anwälte aus der Anwaltschaft ausschließt. 

6. Solide Verwaltungsreform 

Eine Verwaltungsreform muß sich zum Ziel setzen, .die p~litischen und 
administrativen Voraussetzungen zu schaffen, damit Regierung und Verwaltung 
den veränderten Anforderungen des modernen Industriestaates gerecht werden 
können . 
Die inzwischen eingetretene Aufgabenentwicklung im st~atlichen wie im 
kommunalen Bereich kann jedoch nicht mehr kritiklos hingenommen werden. Der 
Staat hat nicht alle Lebensbereiche zu durchdringen, ~ondern nu'. die A~fgaben 
zu erfüllen, die anders nicht ebenso gut und ebenso wirtsc~aftlich :rfu~lt 
werden können. Der Versuch, alle Lebensbereiche mit staatlichen Aktivitaten 
zu überziehen und den einzelnen wie die Gemeinschaf~ in~gesamt zu v:rpJanen, 
ist mit den Grundsätzen der freiheitlichen Demokratie nicht zu vereinba'.en. 
Diese gebieten vielmehr, Freiheitsräume des ei~zelnen wi: auch der ~emernschaft 
zur Selbstverwirklichung zu respektieren. Schließlich zwingt auch die Tat­
sache, daß die Anforderungen an Staat und Kommunen schnelle'. wa~hsen als .deren 
Einnahmen, zu einer zurückhaltenden Beurteilung der Notwendigkeit staatlicher 
und kommunaler Aufgabenerfüllung. 

Nachdem die Gebietsneugliederung in Hessen gegen den Willen und die Vor~tellungen 
der CDU von der sozialistisch-liberalen Koalition a~geschlos~en worden ist, 
kann es nicht Aufgabe einer künftigen CDU-Landesregierung se~n, gan~ Hessen 
erneut mit einer Gebietsreform zu überziehen. Verwaltungen konnen nicht 
leistungsfähig bleiben, wenn sie ein Jahrzehnt la~g e~nem stä~dig wechselnden 
"Veränderungss treß" unterworfen werden. Die CDU wir~ Jedoch die schwer- . . 
wi egends ten Ungereimtheiten der abgesch 1 o~senen Gebi etsneug.l. i ederung besei t: gen· 
Daher wird eine CDU-Mehrheit im Landtag die Stadt Lahn auflasen und das Gebie 
nach Anhörung der Bürger neu gliedern. 
Eine CDU-Landesregierung wird die regionale~ Plan~ngsgemei~s~haften auflösen. 
Die bestehende Regionalplanung wird durch die Regierungsprasidente~ !ort~e­
schrieben. Die Träger öffentlicher Bela~ge werden du'.ch Planungsbeira~e.in 
den 5 Planungsregionen an der Fortschreibung der Regionalplanung beteiligt. 

Das Gesetz über den Umlandverband Frankfurt wird aufgehoben. Die de~ Umland­
verband zugewiesenen Aufgaben werden wieder an die betroffenen Gemeinden, 
Städte und Landkreise zurückübertragen. 

(252) Im übrigen wird eine CDU-Landesregierung e~ne unabh~ngige Sachv:rständigen~ 
ko11111ission berufen, die die Aufgabe hat, die Ergebnisse der.Gebie~srefor.m in 
Hessen und die dabei entstandenen Verwaltungseinheiten auf ihre Burgernahe, 
Effizienz, Wirtschaftlichkeit, Selbstverwaltungskraft usw. zu untersuchen und 

- 53 -

in einem Korrekturplan für das ganze Land Vorschläge zu unterbreiten, welche 
Schlußfolgerungen für eine Veränderung der funktionalen und terriorialen 
Gegebenheiten zu ziehen sind. 

(253) Weiterhin wird diese Kommission die Aufgabe haben, etwaige Ergebnisse der 
bisher von der SPD/F.D.P.-Koalition in Gang gesetzten Funktionalreform 
kritisch zu untersuchen und Mängel zu beheben . Dies gilt insbesondere für die 
neuorganisierten, dem Hessischen Minister für Landwirtschaft und Umwelt nach­
geordneten Behörden . 
Voraussetzung jeder funktionalen Veränderung in der Verwaltung ist eine 
Kosten-Nutzen-Analyse. Erforderlich ist eine übersieht, ob und welche 
Veränderungen des Verwaltungsaufbaues tatsächlich finanzielle Einsparungen 
oder Rationalisierungseffekte bringen. Die von der SPD/F.D.P. vorgesehene 
Funktionalreform erschöpft sich im wesentlichen in einem "Durcheinander­
würfeln" und Neuzusammensetzen des bestehenden Verwaltungsaufbaues. 

Eine CDU-Landesregierung wird die Funktionalreform nach folgenden Grund­
sätzen betreiben : 

a) Verwaltungsaufgaben sind nach den Grundsätzen einfacher und moderner 
Verwaltung möglichst ortsnah zu erledigen. Aufgabenverlagerung nach unten 
schafft eine wichtige Vorbedingung für gute Verwaltungsleistungen gegen­
über dem Bürger. 

b) Zwischen den Verwaltungsstufen müssen klare Entscheidungsbefugnisse und 
zwischen den einzelnen Ministerien klare Kompetenzabgrenzungen geschaffen 
werden. Die bisherige Vielfalt der Prüfungsinstanzen und die Beteiligung 
mehrerer Entscheidungszuständiger behindern einen schnellen Verwaltungs­
ablauf und verteuern die Verwaltung. 

c) Im staatlichen Bereich sollte der Verwaltungsaufbau dreistufig sein, wo­
bei die Dienst- und Fachaufsicht jeweils nur von der nächsthöheren 
Verwaltungsstufe ausgeführt werden sollte. 

d) Den obersten Landesbehörden soll die Ausarbeitung von Gesetz- und 
Verordnungsentwürfen sowie die oberste Dienst- und Fachaufsicht obliegen . 
In den Vollzug der Gesetze sollen sie regelmäßig nur durch den Erlaß von 
Organisations- und Verwaltungsvorschriften eingreifen und durch allgemeine 
Richtlinien die Verwaltung lenken (Trennung von Regierung und Verwaltung). 

Aufgaben im Bereich der Mittelbewirtschaftung sind nur ausnahmsweise und 
nur insoweit ministerielle Tätigkeit, als sie in besonderem Maße der 
Änderung von Strukturen des Wirtschafts- und Soziallebens dienen. Oberste 
Landesbehörden sollten grundsätzlich nicht erstinstanzlich tätig werden, 
sondern sie haben sich vielmehr auf die Kontrolle der Gesetzesausführung 
zu beschränken. 

e) Beim derzeitigen Gebietszuschnitt der Kreise, Städte und Gemeinden in 
Hessen kann auf eine funktionsfähige, staatliche Mittelinstanz nicht ver­
zichtet werden. Daher hat die Behörde des Regierungspräsidenten die Aufgabe 
der staatlichen Mittelinstanz mit Bündelungsfunktion auch weiterhin wahrzu­
nehmen . Die Aufgabenbündelung in der staatlichen Mittelinstanz bringt den 
zweckmäßigen und notwendigen Ausgleich zu der am Ressortprinzip orientierten 
Tätigkeit der Ministerien. Die Bildung neuer zentraler Landesämter, die den 
einzelnen Ressorts zugeordnet sind, ist daher bei Beibehaltung der Behörde 
des Regierungspräsidenten nicht sinnvoll . 
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f) Die Eingliederung von Fachbehörden in den Landrat kann nach den Vor­
stellungen der CDU nicht stattfinden. Fach~erwaltungen haben.dann gru~d­
sätzlich ihre Existenzberechtigung, wenn sie Sonderaufgaben im staatlichen 
Bereich lösen, die nicht ohne weiteres in der allgemeinen staatlichen 
Verwaltung ihren Platz finden. Ziel einer sinnvollen Funktionalreform muß 
eine bessere Koordinierung der einzelnen Fachverwaltungen sein. 

g) Die im kommunalen Bereich bewährte Form der repräsentativen Demokratie ist 
zu stärken. Einschränkungen der kommunalen Selbstverwaltung sind im 
Interesse der Objektivität, der Sachgerechtigkeit und nicht zuletzt der 
Durchschaubarkeit von Entscheidungsfindungen abzuwehren. Auf der kommunalen 
Ebene vollzieht sich die Willensbildung der Bürger durch die von ihnen ge­
wählten Vertretungen. Alle anderen Fonnen bürgerschaftlichen Engageme~ts 
(Interessengemeinschaften, Bürgerinitiativen etc.) sind wertvol~ und ~n dem 
Maße zu begrüßen, wie sie durch Anregungen und Beratungen zur Burgernahe 
und objektiver Entscheidungsfindung beitragen. Die umfassende Verantwortung 
der koJTJ11unalen Vertretungskörperschaften (Gemeindevertretung, Stadt­
verordnetenversaJTJ111 ung, Kreistag) darf durch MitbestiJTJ11ungsrechte solcher 
häufig nur mit kurzfristigen Zielen arbeitenden Gruppen~ die zudem der 
Gesamtheit der Bürgerschaft gegenüber nicht verantwortlich gemacht werden 
können, nicht ausgehöhlt werden. 

h) Eine Zielsetzung der Verwaltungsreform muß es vor allem sein, die Städte, 
Gemeinden und Kreise wieder in die verfassungskonforme Lage zu versetzen, 
alle Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft in eigener Verantwortung 
zu regeln. Die Kommunen und Kommunalverbände . müss~n desh~lb m~t ko~unal~ 
politisch wichtigen Aufgaben ausgestattet sein, fur d~e uber~ies ein freier 
Entscheidungsspielraum gewährleistet sein muß. Staatliche Prufung da:f . 
deswegen die kommunale Eigenständigkeit ~icht oh~e zwing~nde ~ot~endi~keit 
beschneiden oder gar in ihrem Wesen aushohlen. Die CDU wird Mö~lichkeiten 
schaffen, die Anhörung der kommunalen Gebietskörperschaften bei der Landes­
gesetzgebung zu verbessern. 

i) Die Kompetenzen der Ortsbeiräte sollen ~estärkt werden. E~n Engagement ?er 
Bürger kann nur erwartet werden, wenn Sitzungen nicht um ihrer selbst willen 
stattfinden, sondern Kompetenzen ausgeschöpft werden. 

j) Aus der Allzuständigkeit der Gemeinden folgt, daß staatliches Handeln sich 
nur auf jene Aufgaben und Zuständigkeiten beschränkt, die weder von der. 
einzelnen Gemeinde oder von einer Mehrheit von Gemeinden, noch von Gemeinde­
verbänden errullt werden können. Die Stärkung der kommunalen Selbstver­
waltung erfordert auch eine Verbesserung der Finanzausstattung der K~mmu~en. 
Eine CDU-Landesregierung wird sich daher auch über den Bundesrat dafur ein­
setzen daß nicht nur immer neue Gesetze des Bundes immer weitere Aufgaben 
auf di~ Gemeinden und Kreise abgewälzt werden, ohne daß diese dafür die no 
wendigen Finanzmittel erhalten. 

Die CDU setzt sich für die Erhaltung der Ortsnamen von vor der Gebietsrefonn 
selbständigen Gemeinden ein. Sie wird ?afür Sorge tragen, daß.bei Vorliegen 
solcher örtlichen Wünsche auch durch eine entsprechende Beschilderung an den 
Ortsein- und -ausgängen der bisherige Ortsname kenntlich bleibt. Sie ~i'.d 
Namensänderungen, die gegen den Willen und die Vorstellungen vo~ bet~iligten 
Gemeinden getroffen wurden, korrigieren, wenn die Betroffenen dies wunschen. 
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7. Freiheit der Medien garantieren 

(256) Die Hessische CDU bekennt sich nachdrücklich zu der Freiheit von Presse 
Rundfunk und Ferns~hen, wie sie im Grundgesetz niedergelegt ist. Die öffent-
1 ic~e Hand hat . dafur.Sor~e zu.tragen, daß diese freiheitliche Struktur erhalten 
b.l.ei?t. ~taatliche Eingriffe im Bereich der Medien sind abzulehnen . Die Unab­
hangigkeit der Journalisten ist zu sichern. 

(257) D~r S7hutz der Presse und ihre ~ir~schaftlich7 Sicherheit sind Voraussetzung 
fur d~e E:haltung d7r Pressefreiheit ebenso wie die privatrechtliche 
Organisation von Zeitungen und Zeitschriften. 

Die CDU t:itt '.ür die Erhaltung des publizistischen und ökonomischen Wett­
bewe:b~ ein. Die Konkurrenzfähigkeit der Medien ist durch eine presse­
s~ezifische Form der Fusionskontrolle zu erhalten. Andere Maßnahmen wie Ent­
eignung und Vergesellschaftung sind abzulehnen. 

Die öf'.en~lich-r~chtliche ~truktur von Rundfunk und Fernsehen ist kein Dogma. 
Wen.~ die offen.tlich-.:echtlichen ~ns~alt7n ihren gese~zlichen Auftrag nicht 
er.'.ullen, muß ube.~pruft ~erden, in~ieweit Anstalten in privater Programm­
tragerschaft das offentlich-rechtliche System ergänzen können. 

(259) Di7 neuen Medien (Kassette, Gigahertzbereich, Kabelfernsehen, Bildschirm­
zeitung usw .) sollen.entsprechend den Bedürfnissen der Bevölkerung einge­
setzt un? weite:en~wickelt werden . Eine alleinige Verfügung des Staates über 
neue Medien sowie ihre ausschließlich öffentlich-rechtliche Organisations­
struktur werden strikt abgelehnt. 

(260) D!e Beibehaltung ~er Tendenzschutzvorschrift ist verfassungsrechtlich unver­
~ichtbar. Jede Abanderung des gegenwärtigen Rechtszustandes gefährdet die Aus­
ubung des Grundrechts der Pressefreiheit. 

(261) Ständi~e Erhöhungen der Rundfunkgebühren sind nicht erträglich. Zuvor müssen 
auch die Rundfunkanstalten alle Möglichkeiten der Rationalisierung und Kosten­
senkung ausnutzen. 

(262) Das Zeugnisverweigerungsrecht ist in umfassender Form zu gewährleisten. 

(263) Die CDU ~or?ert für den Rundfunk neben der Ausgewogenheit ebenso den Schutz 
der Personlichkeit und damit die Verpflichtung zu mediengerechter Gegendar­
stellung. 

(264) Der Zugang zu den publizistischen Berufen muß frei bleiben. Das Land hat 
zusammen mit.dem Bund und den Berufsorganisationen geeignete Maßnahmen für die 
Fort- und Weiterbildung der publizistischen Berufe zu entwickeln und sicherzu­stellen . 

D1e an Hochs~hulen spezifische und praxisbezogene Ausbildung rur Journalisten 
wird unterstutzt; sie muß verstärkt gefördert werden. 

Die s~ziale .Absiche:ung der Journalisten ist zu verbessern. Alle Versorgungs­
anspruche ~u~sen beim ~echsel des Arbeitsplatzes erhalten bleiben. Soweit es 
b7rufsspezifische Umstande e;.fordern, ist die Herabsetzung der Altersgrenze ohne 
Einbuße der Versorgungsanspruche zu ermöglichen. 
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IX. HESSEN ALS TEIL DEUTSCHLANDS 
== ============ ============== 

1. Für ein starkes und freies Europa 

(265) Hessen ist ein wirtschaftliches Kernland der Bundesrepub~ik ~eu~schland und 
damit Europas. Es ist mit se inen europäischen Nachbarn viel faltig verfloch-
ten. 

(266) 

(267) 

(268) 

(269) 

(27o) 

(271) 

Die CDU Hessen bekennt sich zu einem politischen Zusammensch~uß der freien 
Völker Europas, der mehr sein soll als eine wir~~chaftspolitische In~eressen-_ 
gemeinschaft. Ziel ist dabei ein Bund der europaischen Staaten als eine außen , 
verteidigungs-, wirtschafts- und sozialpolitische Handlungsei~h~it unter Wah= 
rung der kulturellen Eigenständigkeiten und gewachsenen Identitaten der euro 
päischen Völker. 

Ziel der Europa-Politik der CDU ist eine friedlic~e Ordnung für Europa, die 
die Spaltung des Kontinents überwindet. _Die polit~sche Einheit des freien 
Europas wird verstanden als ein entscheidender Beitrag zu einer europäischen 
und weltweiten Friedensordnung. 

Die Handlungsfähigkeit der europäischen Gemeinsc~aft~n erfordert die St~~kung 
ih rer Institutionen . Daher befürwortet die CDU die Dire~~wahl zum Europaischen 
Parlament als ersten Schritt auf diesem Wege. Das Europaisc~e Parlament soll 
Haushalts-, Kontroll- und Gesetzgebungsbefugnis ~ekommen. Die Bestellung der 
Exekutive soll der Zustimmung des Parlaments bedurfen . 

Der Ministerrat soll - wie im Vertraq vor.~esehen - mehrheitlich entscheiden, 
die Befugnisse der Kommission müssen ~estarkt werden. 

Die europäischen Gemeinschaften sollen durch die Aufnahme beitrittswillig~r 
Staaten (wie z.B. Spanien, Portugal, Grieche~land) erweitert ~erden. Dabe~ _ 
dürfen die Ziele und Ergebnisse des Integrationsprozesses sowie die Funktions 
weise der Gemeinschaften nicht beeinträchtigt werden. 

Die Politik für e.inen Zusammenschluß des freien Europas schl_ießt die V~rständi­
gung mit dem Osten ein. Auch die Völker Mittel-, Os~- und Sude~ropas sind 
Glieder der europäischen Völkergemeinschaft . Es bleibt daher eine zentr~le 
Aufgabe deutscher Politik, die politischen, wirtschaftlichen, technologischen 
und kulturellen Beziehungen zu ihnen zu verbessern u~d au~zubauen . Dazu 
gehört auch die politische Verständigung mit der SowJetunion. 

Die Verwirklichung der Menschenrechte in Gesam~eu~opa, in~besonder~ freizügig 
keit, ein allgemeines Vertreibungsverbot und ein in~ernational __ gesichertes 
Volksgruppenrecht sind wichtige Ziele unseres europaischen Bemuhens . 

2. Deutschlandpolitik - Bekenntnis zur Wiedervereinigung 

(272) Hessen steht als Teil der Bundesrepublik Deutschland in fortwähr~nder und 
unl ösbarer Verantwortung und Verpflichtung für alle Deutschen . Die CD~ Hessen 
sieht es als vorrangige Aufgabe der deutschen Politik, Freiheit und Einheit 

(273) 

für das ganze deutsche Volk zu erringen. 

In den ab etrennten Teilen Deutschlands werden fundamentale Grund- und Menschen-_ 
rechte ge~altsam verletzt. Solange der Bevölkerung in den ~nder~n Te i len Deutsch 
lands die Grund- und Menschenrechte vorenthalten werden, wird die CDU Hessen es 

(274) 

(275) 

76) 

(277) 

(278) 

(279) 
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als ständige Verpflichtung ansehen, auf diese Unterdrückung hinzuweisen und 
alles in ihren Kräften Stehende tun, damit unseren Landsleuten in den an­
deren Teilen Deutschlands diese vorenthaltenen Rechte gewährleistet werden. 

Kein Verfassungsorgan der Bundesrepublik Deutschland darf die Wiederherstel­
lung der staatlichen Einheit als politisches Ziel aufgeben. Alle Verfassungs­
organe sind verpflichtet, mit ihrer Politik auf dieses Ziel hinzuwirken. Das 
schließt die Forderung ein, den Wiedervereinigungsanspruch im Inneren wach­
zuhalten und nach außen beharrlich zu vertreten sowie alles zu unterlassen, 
was die Wiedervereinigung vereiteln könnte . 

Das Selbstbestimmungsrecht für das deutsche. Volk, die staatliche Einheit 
Deutschlands müssen zusammen mit der Oberwindung der Teilung Europas ange­
strebt werden. Eine Friedensordnung für Europa bietet den Rahmen für eine 
Einheit des deutschen Volkes, die auf der freien Entscheidung der getrennten 
Teile Deutschlands beruht . 

Die CDU Hessen bejaht Verhandlungen und Vereinbarungen mit der "DDR'', die 
das Leben in unserem geteilten Land erleichtern. Sie fördert alle Verbin­
dungen, die dem gemeinsamen Willen zur geschichtlichen und politischen Ein­
heit der deutschen Nation entspringen und ihm dienen. 

Sie wird das "Begrüßungsgeld" des Landes Hessen für Besucher aus der "DDR", 
Berlin (Ost) und den ost- und südosteuropäischen Staaten in Höhe von 
DM 2o,-- wieder allen Besuchern gewähren. 

Das freie Berlin als ein Land der Bundesrepublik Deutschland verkörpert die 
Einheit Deutschlands in besonderem Maße. Sein Status ist besonders gefähr­
det . Zusammen mit den drei alliierten Schutzmächten ist alles zu tun, um 
die enge Bindung an die Bundesrepublik Deutschland, die Freiheit der Zugän­
ge, das demokratische Leben und die wirtschaftliche Leistungskraft des freien 
Berlin zu gewährleisten. Die CDU Hessen unterstützt deshalb kommunale Paten­
schaften mit Berlin und häufige Präsenzen politischer Gremien in Berlin 
als Zeichen der nationalen Verbundenheit aller Deutschen mit ihrer alten 
Hauptstadt. 

3 . Verteidigung - Voraussetzung der Freiheit 

Die CDU bejaht die Politik des Friedens in Freiheit und der Verständigung 
der Völker als Grundlage deutscher Außenbeziehungen . Durch die Teilung 
Deutschlands und Europas als Folge des andauernden Ost -West-Konfliktes 
bleibt es aber ständige Aufgabe, sich gegen ideologische wie militärische 
Bedrohung von außen zu sichern . 

Die Bundesrepublik Deutschland und das freie Europa können ihre Sicher-
heit und ihre Unabhängigkeit nur im Bündnis mit den Vereinigten Staaten 
bewahren. Die Bundeswehr trägt innerhalb der nordatlantischen Verteidigungs­
gemeinschaft wesentlich zur Sicherheit und Frieden in Europa bei. Die 
CDU Hessen bejaht Notwendigkeit, Wert und Aufgabe der Bundeswehr. 

Aktive Friedenspolitik setzt die Bereitschaft jedes einzelnen voraus, selbst 
für die Bewahrung des Friedens einzutreten. Dies erfordert eine Festigung 
der geistig-moralischen Widerstandskraft gegenüber allen Bedrohungen. Der 
allgemeine Wehrdienst ist ein wesentlicher Beitrag zur Sicherung des Frie­
dens und dient der Bewahrung unserer freiheitlichen Grundordnung. Die geisti ­
ge Ausstrahlung des freien Westens nach Osteuropa und in die "DDR" ist durch 
Unterstützung der Menschenrechtsbewegung in aller Welt zu verstärken. 



(28o) 

(281) 
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Im Rahmen des politischen Unterrichts und der politischen Bildun~ ist ein 
besonderes Augenmerk zu richten auf die Aufgabe der __ Bun~esrepu~lik ~eutsch­
land im Rahmen ihrer verfassungsgemäßen NATO- und Bundnispolitik, die euro­
päische Integrationspolitik, die Friedens- und Verteidigungspolitik. 

Hierbei sind Auftrag und Notwendigkeit der Bundeswehr besonde'.s zu behandeln 
und die Stellung der Bundeswehr sowie des einzelnen Sold~ten in unserer 
freiheitlich -demokratischen Staatsordnung besonders zu wurdigen. 

Die CDU Hessen bejaht den Verfassungsauftrag der Bundeswehr. Eine zukünftige 
CDU-Landesregierung wird alle Möglichkeiten der zivilen Verteidigung aus­
schöpfen, um der Bundeswehr die Voraussetzungen für die Durchführung des 
militärischen Verteidigungsauftrages zu schaffen . 

Dafür ist es notwendig, die Zivilverteidigung in einer de'. Bedrohung entspre­
chenden sowie den Aufwendungen für die militärische Verteidigung angemesse­
nen Form zu entwickeln. 

(282) Eine CDU -Landesregierung wird eine enge Zusammenarbeit mit der Bun~eswehr 
und den Organisationen der Zivilverteidigung in folgenden Sachbereichen 
gewährleisten: 

(283) 

- Stärken des Verteidigungswillens, 

- Aufklärungs- und Öffentlichkeitsarbeit in Verteidungsfragen, 
- Zivile und militärische Zusammenarbeit, 

- Stationierungs - und Raumordnungsfragen, 

- Katastrophenschutz, 

- Bevölkerungsschutz vor Kriegseinwirkungen. 

Die beste Vorbereitung der militärischen Verteidigung unseres Landes nützt wenig, 
wenn die Dvilbevölkerung schutzlos bleibt. Die völlige Untätigkeit der Bundes­
regierung auf ·diesem Felde ist verantwortungslos. Sie mindert auch die a~- . 
schreckende Wirkung der Bundeswehr auf einen möglichen ~ngreife'. un~ damit ihre 
friedenserhaltende Wirkung. Eine CDU -geführte Landesregierung wird uber den Bun­
desrat dafür eintreten, daß in der Bundesrepublik Deutschland ein Schutz­
raumprogramm in Angriff genommen wird. 

4. Zusammenarbeit mit Bundesgrenzschutz 

(284) Die gesetzliche Aufgabenstellung für den Bundesgrenzschutz erfordert auch 
künftig uneingeschränktes Festhalten am truppenpolizeilichen Charakter der 
Polizei des Bundes. 

(285) Schwerpunkt der Aufgaben des Bundesgrenzschutzes ist nach w~e vor der grenz­
pol izeiliche Schutz des Bundesgebietes. D~shalb _ darf die Starke der derzei~ 
im gesamten Grenzbereich verfügbaren Verbande nicht herabges~tzt werden. _Di~se 
Aufgabe erfordert auch für die Zukunft strukturel le Unterschiede der Polizei 
der Länder . 

Sie erfordert auch den Status rechtmäßiger Kombattanten bei bestimmten Situatio­
nen . Dieser Status muß bis zur Schaffung geeigneter Schutzbestimmungen in einer 
internationalen Polizeikonvention beibehalten werden. 

(286) Neben dem grenzpolizeilichen Schutz des Bundes~ebietes steht die A~fg~b~ de:. 
Ausbildung des Bundesgrenzschutzes zur Unterstutzung der Landespolize i in Fal­
len von besonderer Bedeutung und in Fällen des Inneren Notstandes gern. Art. 91 GG 
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entsprechend dem Programm für die innere Sicherheit der Ständigen Konferenz 
der Innenminister/Senatoren des Bundes und der Länder vom Juni 1972. 

Die Ausbildung für diese Fälle erfordert eine rasche Übereinkunft über 
ein einheitliches Polizeigesetz für Bund und Länder. 

(287) Für diese Aufgaben sowie für die ihm zufallenden Aufgaben im Katastrophen­
schutz, bei Notstandsfällen und im Spannungs- und Verteidigungsfall ist 
der Bundesgrenzschutz uneinges chränkt mit allem dazu erforderlichen und 
geeigneten Material und den entsprechenden Mitteln auszustatten. 

(288) Soweit dies zur Erfüllung der Aufgaben des BGS notwendig ist, sind gemein­
same Ausbildungsgänge und übungen mit der Polizei, aber auch die Beteili­
gung zuständiger anderer Behörden erforderlich und vorzusehen. 

9) Dem Bundesgrenzschutz kommt eine wichtige Aufgabe bei der staatsbürgerlichen 
Information über die tatsächliche Situation an der innerdeutschen Grenze 
zu, die er in der Vergangenheit korrekt wahrgenorrmen hat und in Zukunft 
verstärkt fortsetzen muß. 

5. Verantwortung im Bundesrat 

(29o) Die CDU vertritt einen kooperativen Förderalismus, der gekennzeichnet ist 
durch das vertrauensvolle Zusammenwirken der Bundesländer untereinander 
und mit den bundesstaatlichen Organen. 

(291) Durch den Bundesrat wirken die Länder bei der Gesetzgebung und Verwaltung 
des Bundes mit. Eine CDU- Landesregierung wird ihre Mitwirkung im Bundes­
rat allein an den verfassungsmäßigen Bestimmungen, sachlichen Gesichts­
punkten und landespolitis chen Erfordernissen ausrichten. 

(292) Die CDU Hessen sieht im Bundesrat kein Instrument zur Durchsetzung partei­
politischer Interessen, um etwa die Politik einer an anderen Mehrheitsver­
hältnissen orientierten Bundesregierung zu unterlaufen. 

(293) Eine CDU-Landesregierung wird den Landtag über ihre Tätigkeit im Bundesrat 
und insbesondere über die dort zu treffenden wichtigen Entscheidungen laufend 
und rechtzeitig unterrichten. 
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ZEHN LIBERALE LEITSÄTZE FOR DAS LAND HESSEN 
=========================================== 

I. Der demokratische Wechsel ist überfällig 
Die Demokratie braucht den Wechsel zwischen Regierung und Opposition. In Hessen 
ist der Wechsel überfällig. 33 Jahre Dauerherrschaft der SPD müssen jetzt ein Ende 
haben. 
zu der Demokratie genügt es nicht, nur.den.Mann an der Spitze auszuwechseln und 
die alte Politik am Bürgerwillen vorbei weiterzubetreiben:. Hes~en kann nur dann 
liberal erneuert werden, wenn die SPD am 8. Oktober abgelost wird. 

II. F.D.P. verweigert liberale Erneuerung seit 1970 
1970 verlor die SPD die absolute, 1974 die relative Mehrheit in Hessen. Se~t 
acht Jahren verweigert die F.D.P. diese~ lande die li~erale Erneue:ung, weil 
sie die Herrschaft der SPD um zweimal vier Jahre verlangert hat. Die ~.D.P. 
steht damit in voller Verantwortung für alle Skandale und Fehlentscheidungen, 
die es seit 1970 in diesem lande gegeben hat. 
Die F.D.P. hat am 17. Juni 1978 zum vierten Male ein Koalitio~sangeb~t der CDU 
zurückgewiesen und will der SPD in Hessen das 34. bis 37. Regie~ungsJahr er­
möglichen. Daher können liberale Wähler am 8. Okt?ber nur CDU . w~hlen. Die F.D.P . 
braucht die Chance einer inhaltlichen Erneuerung in der Opposition. 

III. Die CDU Hessen ruft jetzt alle, die die liberale Erneuerung Hessens wollen 
Die CDU Hessen hat ein Programm, das alle Bürger akzeptieren können. Im 
einzelnen: 
1. Schule ohne parteipolitische Zwänge 

Vielfalt und Wahlfreiheit sind die Grundlagen eines libe:alen Bildu~gswesens. 
Diesem Prinzip widerspricht eine Schulpolitik, die mit ~ilf~ vo~ flachen­
deckenden integrierten Förderstufen und Gesamtschulen ein Einheitschul­
system errichten will. Die CDU wird die Vielfalt im Sc~ulwesen bewahren, 
verlorengegangene Wahlmöglichkeiten rur Eltern und Schuler wiede'.herstellen 
und für die Durchlässigkeit der Bildungswege sorgen. Änderungen im Schul­
berei eh werden künftig in enger Zusammenarbeit mit Eltern und .. Lehrern vor­
genommen und keinesfalls gegen den Willen der Eltern durchgefuhrt. Das 
Elternrecht wird ausgebaut. 
Die Anstrengungen der CDU werden sich darauf konzentrieren, die praktischen 
Mängel im Schulalltag zu beheben (Unterrichtsausfall, überlange Schulwege, 
unzureichende Lernmittelausstattung, Massenschulen). 

2. Berufliche Bildung aufwerten 
Die CDU hat es von Anfang an als einen entscheidenden Fehler de'. Bildungs­
politik angesehen, das Schulwesen einse~tig auf Abitur ~nd . Studium au~zu­
richten. Hauptschulen und Realschulen mussen als .selbstandige und gleich­
wertige Bildungseinrichtungen innerhalb des gegliederten Schulwesens ver­
stärkt gefördert werden. 
Die CDU wird die berufliche Bildung ausbauen und ihr damit den Rang zur~ck­
geben, der ihr als Bildungsweg.für rund.drei Vierte~ der jungen Ge~era~ion 
zukommt. Eine verbesserte ·Abstimmung zwischen schulischer und betrieblicher 
Ausbildung, überbetrieblichen Ausbildungsstätten~ eine Verbesserung der Lehr­
und Lernmittelsituation und zusätzliche Alternativangebote zum ~ochschul­
studium werden die Gleichwertigkeit von beruflichen und allgemeinen 
Bildungsgängen herstellen. 

3. leistungsfähige Hochschulen - Schluß mit der politisierten Wissenschaft 
Die hessischen Hochschulen sind mit politischen Mitteln, vor ·a~l~m durch 
eine verfehlte Gesetzgebung, auf künstliche Weise leistungsunf.ahig gemacht 
worden: Das zeigt sich an uferlosen Gremiensitzungen, aufgeblahter 
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Bürokratie, an der Abwanderung profilierter Wissenschaftler und dem unge­
zügelten Treiben extremistischer Gruppen. Das ist das genaue Gegenteil einer 
liberalen Politik. 
Die Hochschulen müssen wieder ungehindert ihren eigentlichen Aufgaben nach­
kommen: Forschen, Lehren und Lernen. Die CDU wird die Hochschulverwaltung 
entbürokratisieren, das Gremienunwesen einschränken, staatliche Verwaltung 
und akademische Selbstverwaltung trennen, für qualifizierte Wissenschaftler 
wieder ordnungsgemäße Arbeitsbedingungen schaffen, den Mißbrauch in den 
studentischen Vertretungsorganen abstellen. Die lernwilligen Studenten sind 
ZU schützen, die Freiheit der Forschung und Lehre ist ZU sichern; rur Störer 
ist an den Hochschulen kein Platz. 
Die Fachhochschulen sollen ein besonderer Entwicklungsschwerpunkt sein. Sie 
dürfen nicht in Gesamthochschulen aufgehen, sondern müssen einen eigen­
ständigen Bildungsauftrag als Stätten anwendungsbezogener Lehre und Forschung 
behalten. 

4. Sicherheit - Grundlage der Freiheit 
Sicherheit vor Krininalität und Terror sind unverzichtbare Voraussetzungen 
der Freiheit jedes einzelnen. Die CDU wird die Polizei durch eine bessere 
personelle und materielle Ausstattung in die Lage versetzen, Kriminalität und 
Terrorismus nachhaltig zu bekämpfen. Dabei gilt der ortsnahen Präsenz (Polizei­
kontaktreviere, kleine Polizeistationen, mehr Fußstreifen) besondere Beachtung. 
Es müssen mehrere kleine Justizvollzugsanstalten in allen Landesteilenge-
baut werden. 
Innere Sicherheit bedeutet auch Wachsamkeit gegenüber Extremisten. Die CDU 
lehnt die Einstellung von Verfassungsfeinden in den öffentlichen Dienst ab. 
Insbesondere können Kommunisten keine Lehrer an Hessens Schulen sein. Bei der 
Bewertung der Verfassungsfeinde wird die CDU allein objektive Merkmale ent­
scheiden lassen. "Jugendsünden" bleiben dabei außer Betracht, Gesinnungs­
schnüffelei findet nicht statt. Das geltende Recht wird strikt eingehalten 
und angewendet. 
Die Verfahrensdauer von Prozessen in allen Zweigen der Gerichtsbarkeit wird 
durch personelle Verstärkung der Justiz herabgesetzt. 

5. Gleichwertige Lebensbedingungen in ganz Hessen 
Die CDU nimmt den gesetzlichen Auftrag ernst, in allen Teilen des Landes wert­
gleiche Lebensbedingungen herzustellen. Sie wird den ländlichen Raum als 
Alternative zum Rhein-Main-Gebiet fördern. Arbeitsplätze müssen möglichst dort 
geschaffen werden, wo die Menschen wohnen. Dabei ist das ortsansässige Gewerbe 
besser zu berücksichtigen. Die Erhaltung der Landschaft, Verstärkung der Denk­
malspflege, vorsichtiger Umgang mit der Natur und allen Bodenschätzen sind 
Gebote einer Umweltpolitik in einem richtig verstandenen, erweiterten Sinne, 
die nicht allein auf Fragen der Kernenergie fixiert ist. Die CDU ist sehr 
mißtrauisch gegen alle Gefahren der Kernenergie und stellt die Sicherheit der 
Bevölkerung in den Vordergrund. Aber ohne maßvolle Nutzung der Kernenergie ist 
die Deckung auch eines durch Sparmaßnahmen reduzierten Energiebedarfs vorerst 
nicht möglich. Die CDU wird die Erforschung neuer Energien und Maßnahmen zur 
Energieersparnis mit Nachdruck vorantreiben. 

6. Soziale Verantwortung ohne staatliche Bevormundung 
Die CDU vertritt die liberale Meinung, daß freie Träger von sozialen Ein­
richtungen grundsätzlich Vorrang vor staatlichen Einrichtungen haben müssen, 
wenn mit ihnen die gleichen Ziele erreicht werden. Die freien Kräfte sind in 
ihrem sozialen Bemühen vom Staat dort zu unterstützen, wo sie ihre Aufgaben 
nur mit Hilfe öffentlicher Mittel bewältigen können. Daneben gilt es, das 
ehrenamtliche Element im sozialen Bereich zu stärken, und so das Gefühl der 
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Verantwortung in der Gemeinschaft wieder zu we~ken. Altenpflegeeinrichtungen 
sind ein vorrangiges Investitionsproblem der nachsten Jahre. 

7. Bürgergerechte Verwaltung, keine Parteibuchwirtschaft 
Die CDU sieht es als ihre Aufgabe an, eine leistungsfä~ig~, bürg~rnahe und 
wirkungsvoll arbeitende Verwaltung.zu.erhalte~. _Auch die of~entlic~e Verwaltung 
muß nach dem Wirtschaftlichkeitsprinzip organisiert und gefuhrt sein. Die CDU 
wird die SPD-Parteibuchwirtschaft beenden . Einstellung, Aufstieg und Aufgaben­
zuweisung werden ausschließlich nach Eignung und Leistung erfolgen . 

8. Gegen Gesetzesflut und Verwaltungswirrwarr 
Der Bürger wird il1l11er mehr verwaltet, das Land immer weni~er regier.t. _Die CDU 
wird die Gesetzesflut stoppen. Jede einzelne Vorschrift wird so'.gfa~tig auf 
ihre Notwendigkeit überprüft und daraufhin, ob sie dem Bürger w:rkliche Ver­
besserungen bringt. Bestehende Gesetze sowie Verwaltungsvorschriften~ Erlasse 
usw. werden durchforstet mit dem Ziel, Gesetzesflut und Verwaltungsw:rrw~rr 
einzudämmen. Eine liberale Regierung muß sich daran messen lassen, wie vi~le 
Ve rwaltungsvorschriften sie aufgehoben, und nich~ d~ran, wieviel _Papier sie 
produziert hat . Bagatell steuern und ertragsunabhangige Steuern, .insbesondere 
die arbeitsplatzgefährdende Lohnsummensteuer und die Gewerbekapitalsteuer 
mü ssen abgebaut werden. 

9. Wiederherstellung der historischen Städte Gießen und Wetzlar 
Mit der Gebietsreform in Hessen wurde den Bürgern gegen ihren Willen eine 
Konzeption übergestülpt, die sie ablehnen. _Weiter~ Wege, höhere Verwaltungs­
kosten unübersichtlichere Instanzen und eine Erhohung der Zahl der . 
Verwaltungsebenen sind die Folge. Das Sinnbild einer bürgerfernen Gebiets­
reform ist das Gebilde "Lahn". Die CDU wird diese Retortenstadt umgehend 
aufl äsen. 
Im übrigen werden wir für das ganze Land.einen Korrekturplan erarbeiten und 
nach Erörterung mit den Bürgern verabschieden, durch ~e~ die schlimmsten 
Fehlleistungen der sogenannten Verwaltungsreform beseitigt werden . 

10. Sachbezogene Mitarbeit im Bundesrat 
Die CDU wird ihre Mitwirkung im Bundesrat allein an den ~erfassungsmäßigen 
Bestimmungen, sachlichen Gesichtspunkten und ~andespolitischen Erfordernissen 
Hessens ausrichten. Sie sieht im Bundesrat kein Instrument zur Dur~h~etzung 
parteipolitischer Interessen, um die Polit~k einer SPD/F.D.P.-Koalition 
in Bonn durch eine andere Bundesratsmehrheit zu unterlaufen. Der Bundesrat 
i s t al s Gegenregierung völlig untauglich. 

WEG MIT DEM AKTENSTAUB! 
•••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••• 

Programm der CDU 
gegen Bürokratisierung 

und Papierlawine 
In unserem Land wird alles und jedes durch eine Flut von Gesetzen, Verordnungen , Richt­
linien und Erlassen geregelt. Beispiel : Wer auf einem Schulfest für seine Mitschüler Waffeln 
bäckt , braucht eine gesundheitspolizeiliche Erlaubnis! 

Alfred Dregger hat daher ein 12-Punkte-Programm gegen Bürokratisierung 
und Papierlawine ausgearbeitet. Es ist für eine Landesregierung der CDU 
unter seiner Führung verbindlich . Wir wollen , daß alle Bürger in unserem Land 
freier leben können. Im Folgenden die wichtigsten 7 Punkte unseres 
Programmes: 

1 
Wir stoppen die Vorschriftenflut 

Wir durchforsten die Landesgesetzgebung und verringern sie stark. Wir machen die Amts­
sprache verständlicher und einfacher. Wir sorgen für klare, eindeutige Zuständigkeiten 
und Befugnisse der Behörden . 

2 
Wir bauen die Schul- und Kultusbürokratie ab 

Hier gibt es die meisten unnötigen Vorschriften . Daher werden die besten Beamten im 
Kultusministerium zur Aufhebung von Vorschriften eingesetzt- nicht wie bisher zur 

ndauernden Produktion . 

3 
Wir vereinfachen das Steuersystem 

Wir bauen arbeitsplatzfeindliche Steuern ab (z.B. Lohnsummensteuer). Wir beseitigen den 
Tarifsprung bei der Lohn- und Einkommensteuer (bisher Sprung von 22 auf 31,8 Prozent). 
Wir schaffen die Getränke- und Schankerlaubnissteuer ab. Wir vereinfachen die Steuer­
vorschriften , damit jeder wenigstens seine Steuererklärung verstehen kann. 

4 
Wir beseitigen die schlimmsten Fehler der Gebietsreform 

Wir lösen die Stadt „ Lahn " auf, stellen Gießen und Wetzlar wieder her, ordnen den mittel­
hessischen Raum neu mit den Landkreisen Gießen, Wetzlar und dem Dill kreis. Danach 



erarbeiten wir einen Korrekturplan in Sachen Gebietsreform für das gesamte Land Hessen. 
Er wird nach Abstimmung mit den Bürgern , den betroffenen Gemeinden, Städten und 
Kreisen als Gesetz im Hessischen Landtag eingebracht. Die schlimmsten Fehlleistungen 
werden behoben , aber nicht erneut alles umgekrempelt. 

5 
Wir verkürzen das Baugenehmigungsverfahren 

Die Vorschriftenflut im Bauwesen (heute mehr als 200 verschiedene Bestimmungen) 
vermindern wir stark. Städte und Gemeinden sollen von allzu perfekten Bausatzungen 
Abstand nehmen . Wir setzen den Behörden , die am Baugenehmigungsverfahren beteiligt 
sind , Fristen, innerhalb derer sie sich äußern müssen. Ziel ist die Baugenehmigung in 
6 Wochen für einfache Bauvorhaben. 

6 
Wir geben den Gemeinden, Städten und Kreisen mehr Freiheit 

Wir stärken die Entscheidungsbefugnis der Gemeinden , damit die Bürger nicht wegen 
jeder Kleinigkeit ins Landratsamt müssen. Ebenso vergrößern wir die finanzielle Ent­
scheidungsfreiheit der Gemeinden , Städte und Landkreise: „ Vorgesetzte Dienststellen " 
müssen nicht überall dazwischenfunken. 

7 
Wir bauen den Klageberg ab 

Viele Bürger müssen jahrelang auf Urteile der Gerichte warten. Wir beseitigen diesen 
unmöglichen Zustand , indem wir zusätzliche Richterstellen bereitstellen und den Gerichten 
wissenschaftliche Mitarbeiter sowie Schreibkräfte im nötigen Umfang zuweisen . In 
2 Jahren wird der „ Klageberg " an Hessens Gerichten abgebaut sein . 

Nur die CDU hat die Kraft, entscheidende Schritte 
gegen die anwachsende Bürokratie zu unternehmen. 
Geben Sie Alfred Dregger und seiner Mannschaft daher 
am 8. Oktober Ihre Stimme. 

Alfred Dregger hat die Tatkraft 
und den Mut, für mehr Freiheit und 

weniger Bürokratie zu sorgen! 

cauü 
besser Nr Hessen! 
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